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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ABSCHNITT I 

Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 

§ 1 

Allgemeines 

Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse im Sinne 
dieses Gesetzes sind anerkannte Forstbetriebs- 
gemeinschaften (Abschnitt II), Forstbetriebsverbände 
(Abschnitt III) und anerkannte Forstwirtschaftliche 
Vereinigungen (Abschnitt IV). 


ABSCHNITT II 

Forstbetriebsgemeinschaften 
§ 2 

Begriff 

Forstbetriebsgemeinschaften sind privatrechtliche 
Zusammenschlüsse von Grundbesitzern, die den 
Zweck verfolgen, die Bewirtschaftung der ange- 
schlossenen Waldflächen und der zur Aufforstung 
bestimmten Grundstücke (Grundstücke) zu verbes- 
sern, insbesondere die Nachteile geringer Flächen- 
größe, ungünstiger Flächengestalt, der Besitzzersplit- 
terung, der Gemengelage, des unzureichenden Wald- 
aufschlusses oder anderer Strukturmängel zu über- 
winden. 

§ 3 

Aufgaben der Forstbetriebsgemeinschaft 

Die Forstbetriebsgemeinschaft muß mindestens 
eine der folgenden Maßnahmen zur Aufgabe haben: 

1. Abstimmung der Betriebspläne, Betriebsgut- 
achten und Wirtschaftspläne sowie der ein- 
zelnen forstlichen Vorhaben; 

2. Abstimmung der einzelnen forstlichen Vor- 
haben und Absatz des Holzes; 

3. Ausführung von Forstkulturen, Bodenverbes- 
serungen und Bestandspflegearbeiten ein- 
schließlich des Forstschutzes; 

4. Bau und Unterhaltung von Wegen und anderen 
Einrichtungen für die Holzbeförderung; 

5. Durchführung des Holzeinschlages, der Holz- 
aufarbeitung und der Holzbringung; 

6. Beschaffung und Einsatz von Maschinen und 
Geräten für mehrere der unter den Nummern 2 
bis 5 zusammengefaßten Maßnahmen. 


§ 4 

Anerkennung 

(1) Eine Forstbetriebsgemeinschaft wird von der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde auf Antrag 
anerkannt, wenn sie folgende Voraussetzungen er- 
füllt: 

1. Sie muß eine juristische Person des Privat- 
rechts sein; 

2. sie muß nach Größe, Lage und Zusammen- 
hang aller angeschlossenen Grundstücke 
eine wesentliche Verbesserung der Bewirt- 
schaftung ermöglichen; 

3. die Satzung oder der Gesellschaftsvertrag 
muß Bestimmungen enthalten über 

a) die Aufgabe; 

b) die Finanzierung der Aufgabe; 

c) das Recht und die Pflicht der Forstbe- 
triebsgemeinschaft, über die Erfüllung 
der Aufgabe zu wachen; 

d) Vertragsstrafen bei schuldhaftem Ver- 
stoß gegen wesentliche Mitgliedschafts- 
pflichten; 

e) die Verpflichtung der Mitglieder, das 
zur Veräußerung bestimmte Holz ganz 
oder teilweise durch die Forstbetriebs- 
gemeinschaft zum Verkauf anbieten zu 
lassen, sofern sie den Absatz des Hol- 
zes zur Aufgabe hat. 

4. Wird die Rechtsform der Genossenschaft 
oder des rechtsfähigen Vereins mit wirt- 
schaftlichem Geschäftsbetrieb gewählt, so 
muß die Satzung ferner bestimmen: 

a) Die Voraussetzungen für Erwerb und 
Verlust der Mitgliedschaft, wobei die 
Mitgliedschaft frühestens zum Schluß 
des dritten vollen Geschäftsjahres ge- 
kündigt werden kann und die Kündi- 
gungsfrist mindestens ein Jahr betra- 
gen muß; 

b) die Organe, ihre Aufgaben und die Art 
der Beschlußfassung. Dabei muß be- 
stimmt sein, daß Beschlüsse über Art 
und Umfang der durchzuführenden 
forstlichen Maßnahmen sowie über ge- 
meinsame Verkaufsregeln, soweit nicht 
die Beschlußfassung darüber nach der 
Satzung dem Vorstand zusteht, durch 
die General- oder Mitgliederversamm- 
lung zu fassen sind und einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der Stimmen bedür- 
fen; 

5. wird die Rechtsform einer Kapitalgesell- 
schaft gewählt, so muß gewährleistet sein, 
daß die Gesellschafter die Aufgabe min- 
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destens drei volle Geschäftsjahre lang ge- 
meinsam verfolgen; 

6. sie muß mindestens sieben Mitglieder um- 
fassen; 

7. sie muß einen wesentlichen Wettbewerb 
auf dem Holzmarkt bestehen lassen. 

(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 Nr. 3 Buch- 
stabe e gilt nicht für die Holzmenge, für die Mitglie- 
der vor ihrem Beitritt Kaufverträge abgeschlossen 
haben; sie haben die Forstbetriebsgemeinschaft über 
Umfang und Dauer dieser Verträge vor dem Beitritt 
zu unterrichten. 

§ 5 

Verleihung der Rechtsfähigkeit an Vereine 

Hat der forstwirtschaftliche Zusammenschluß die 
Rechtsform des rechtsfähigen Vereins mit wirtschaft- 
lichem Geschäftsbetrieb gewählt, so kann ihm durch 
die für die Anerkennung zuständige Behörde gleich- 
zeitig mit der Anerkennung die Rechtsfähigkeit nach 
§ 22 des Bürgerlichen Gesetzbuches verliehen wer- 
den. 

§ 6 

Widerruf der Anerkennung 

Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann die 
Anerkennung widerrufen, wenn eine Anerkennungs- 
voraussetzung nicht mehr vorliegt oder wenn die 
Forstbetriebsgemeinschaft ihre Aufgabe während 
eines längeren Zeitraums nicht oder unzulänglich er- 
füllt hat. 

ABSCHNITT III 

Forstbetriebsverbände 

§ 7 

Begriff und Aufgabe 

(1) Forstbetriebsverbände sind Zusammenschlüsse 
von Grundstückseigentümern in der Form von Kör- 
perschaften des öffentlichen Rechts, die den in § 2 
bezeichneten Zweck verfolgen. 

(2) Für die Aufgabe gilt § 3 entsprechend. Sie 
kann nicht auf die gemeinschaftliche Durchführung 
einheitlicher Betriebspläne erstreckt werden. 

§ 8 

Voraussetzungen für die Bildung 
eines Forstbetriebsverbandes 

(1) Ein Forstbetriebsverband kann nur für forst- 
wirtschaftlich besonders ungünstig strukturierte Ge- 
biete gebildet werden. 

(2) Weitere Voraussetzungen sind, daß 

1. der Zusammenschluß nach Größe, Lage und 
Zusammenhang der in Betracht kommen- 


den Grundstücke eine wesentliche Ver- 
besserung der Bewirtschaftung ermöglicht; 

2. der Zusammenschluß einen wesentlichen 
Wettbewerb auf dem Holzmarkt bestehen 
läßt; 

3. mindestens zwei Drittel der Grundstücks- 
eigentümer, die zugleich mindestens zwei 
Drittel der Fläche vertreten, die Bildung 
beantragen; 

4. eine an alle betroffenen Grundstückseigen- 
tümer gerichtete Aufforderung der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde, eine 
Forstbetriebsgemeinschaft (Abschnitt II) zu 
gründen, ohne Erfolg geblieben ist, 

(3) Bei der Aufforderung nach Absatz 2 Nr, 4 hat 
die Behörde eine Frist zu setzen. Die Frist soll in der 
Regel ein Jahr betragen und darf zwei Jahre nicht 
überschreiten. 

(4) Grundstücke, die besonderen Öffentlichen 
Zwecken dienen oder zu dienen bestimmt sind, kön- 
nen nur mit Einwilligung der Nutzungsberechtigten 
in einen Forstbetriebsverband einbezogen werden. 

§ 9 

Bildung eines Forstbetriebsverbandes 

(1) Zur Bildung eines Forstbetriebsverbandes hält 
die nach Landesrecht zuständige Behörde eine ein- 
leitende Versammlung ab, stellt einen Satzungsent- 
wurf und ein vorläufiges Verzeichnis der beteiligten 
Grundstücke und ihrer Eigentümer auf und beruft 
die Gründungs Versammlung ein. 

(2) Die Satzung bedarf der Genehmigung der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde. 

(3) Der Forstbetriebsverband entsteht mit der 
öffentlichen Bekanntmachung der Satzung. 

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
Einzelheiten des Gründungsverfahrens, der Geneh- 
migung und Bekanntmachung der Satzung durch 
Rechtsverordnung zu regeln. Die Landesregierungen 
können ihre Befugnis auf oberste Landesbehörden 
übertragen. 

§ 10 

Milgliedsdiaft 

(1) Mitglieder eines Forstbetriebsverbandes sind 
die Eigentümer der beteiligten Grundstücke, Ist ein 
anderer als der Eigentümer Nutzungsberechtigter, so 
kann er für die Dauer seines Nutzungsrechtes mit 
Einverständnis des Eigentümers dessen Rechte und 
Pflichten übernehmen. Die Übernahme der Rechte 
und Pflichten ist ebenso wie das Einverständnis des 
Eigentümers schriftlich gegenüber dem Forstbetriebs- 
verband zu erklären. 

(2) Die Satzung kann den Beitritt weiterer Mit- 
glieder zulassen. 
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§ 11 
Satzung 

(1) Die Satzung wird von den Mitgliedern mit der 
in § 8 Abs. 2 Nr. 3 bezeichneten Mehrheit be- 
schlossen. 

(2) Die Satzung des Forstbetriebsverbandes muß 
Vorschriften enthalten über: 

1. seinen Namen und seinen Sitz; 

2. seine Aufgabe; 

3. die Rechte und Pflichten der Mitglieder; 

4. das Stimmrecht der Mitglieder; 

5. seine Verfassung, seine Verwaltung und 
seine Vertretung; 

6. den Maßstab für die Umlagen und die Be- 
messungsgrundlage für Beiträge; 

7. das Haushaltswesen, die Wirtschafts- und 
Kassenführung sowie die Rechnungsfüh- 
rung; 

8. die Verwendung des Vermögens bei Auf- 
lösung des Forstbetriebsverbandes. 

(3) Die Vorschriften des § 4 Abs, 1 Nr. 3 Buch- 
stabe e und Absatz 2 gelten entsprechend. 

§ 12 

Organe des Forstbetriebsverbandes 

Organe des Forstbetriebsverbandes sind die Ver- 
bandsversammlung, der Vorstand und, sofern es die 
Satzung vorsieht, der Verbandsausschuß. 

§ 13 

Aufgaben der Verbands Versammlung 

Die Verbandsversammlung wählt den Vorstand 
und dessen Vorsitzenden. Sie beschließt über 

1. die Höhe der Umlagen und Beiträge; 

2. den Haushaltsplan, die Jahresrechnung und die 
Verwendung von Erträgen; 

3. die Entlastung des Vorstandes; 

4. die Änderung der Satzung; 

5. den Erwerb, die Veräußerung und die Be- 
lastung von Grundstücken durch den Forst- 
betriebsverband; 

6. die Auflösung des Forstbetriebsverbandes; 

7. die ihr in der Satzung zugewiesenen Angele- 
genheiten. 

§ 14 

Vorsitz in der Verbands Versammlung, Einberufung 
und Stimmenverhältnis 

(1) Den Vorsitz in der Verbandsversammlung 
führt der Vorsitzende des Vorstandes. 

(2) Der Vorsitzende hat die Verbands Versamm- 
lung jährlich mindestens einmal einzuberufen. Er 
muß sie einberufen, wenn dies von mindestens zwei 
Zehntel der Mitglieder oder von der Aufsichts- 


behörde schriftlich unter Angabe der Tagesordnung 
verlangt wird. 

(3) Das Stimmrecht der Mitglieder ist nach der 
Größe ihrer Grundstücke in der Satzung festzulegen. 
Jedes Mitglied hat mindestens eine Stimme. Kein 
Mitglied darf mehr als zwei Fünftel der Gesamt- 
stimmen haben. Die Verbandsversammlung be- 
schließt mit Stimmenmehrheit der Anwesenden und 
Vertretenen, soweit in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist. 

§ 15 

Vorstand 

(1) Der Vorstand des Forstbetriebsverbandes be- 
steht aus dem Vorsitzenden und mindestens zwei 
weiteren Mitgliedern. 

(2) Der Vorstand führt die Geschäfte des Ver- 
bandes. Er vertritt ihn gerichtlich und außergericht- 
lich. 

§ 16 

Verbandsausschuß 

In der Satzung kann bestimmt werden, daß ein 
Verbandsausschuß gebildet wird. Diesem können in 
der Satzung unbeschadet des § 13 Angelegenheiten 
von geringerer Bedeutung zur Beschlußfassung zu- 
gewiesen werden. Ferner kann bestimmt werden, 
daß der Verbandsausschuß bei bestimmten Verwal- 
tungsaufgaben des Vorstandes mitwirkt. 

§ 17 

Änderung der Satzung 

(1) Uber eine Änderung der Satzung beschließt 
die Verbandsversammlung mit einer Mehrheit von 
mindestens zwei Dritteln der Stimmen aller Mit- 
glieder. 

(2) Die Satzungsänderung bedarf der Genehmi- 
gung der nach Landesrecht zuständigen Behörde. 
Die Änderung wird mit ihrer öffentlichen Bekannt- 
machung wirksam, 

§ 18 

Ausscheiden von Grundstücken 

(1) Grundstücke, deren forstwirtschaftliche Nut- 
zung oder Bestimmung sich auf Grund einer Rechts- 
vorschrift oder einer behördlichen Anordnung oder 
Erlaubnis endgültig ändert, scheiden aus dem Ver- 
bandswald mit der Beendigung der Umwandlung 
aus. 

(2) Im übrigen bedarf das Ausscheiden eines 
Grundstücks aus dem Verbandswald der Genehmi- 
gung der nach Landesrecht zuständigen Behörde. Die 
Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt. Sie ist zu versagen, wenn 
das Ausscheiden die Durchführung der Aufgabe des 
Forstbetriebsverbandes gefährden würde. Für die in 
§ 8 Abs. 4 bezeichneten Grundstücke ist die Geneh- 
migung zu erteilen, wenn die Nutzungsberechtigten 
es verlangen. 
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§ 19 

Umlage^ Beiträge 

(1) Der Forstbetriebsverband erhebt von den Mit- 
gliedern eine Umlage, soweit seine sonstigen Ein- 
nahmen nicht ausreichen, um seinen Finanzbedarf zu 
decken. Die Umlage soll regelmäßig nach der Größe 
der zum Forstbetriebsverband gehörenden Grund- 
stücke bemessen werden. Ein anderer Maßstab kann 
zugrunde gelegt werden, wenn dies angemessen ist. 

(2) Der Forstbetriebsverband kann von den Mit- 
gliedern für bestimmte Zwecke oder Leistungen Bei- 
träge erheben. 

§ 20 

Aufsicht 

(1) Der Forstbetriebsverband unterliegt der Auf- 
sicht der nach Landesrecht zuständigen Behörde. Er 
bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde 

1. zur Veräußerung und Belastung von 
Grundstücken und grundstücksgleichen 
Rechten; 

2. zur Aufnahme von Darlehen und zur Über- 
nahme von Bürgschaften. 

(2) Im übrigen bestimmt sich die Aufsicht über 
den Forstbetriebsverband nach Landesrecht. 

§ 21 

V erbands Verzeichnis 

Der Forstbetriebsverband führt ein Verzeichnis 
der beteiligten Grundstücke, der Eigentümer und 
ihrer Stimmrechte. Die Landesregierungen werden 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung Näheres über 
die Anlegung und Führung des Verbandsverzeich- 
nisses zu bestimmen. Die Landesregierungen können 
ihre Befugnis auf oberste Landesbehörden über- 
tragen. 

§ 22 

Auflösung des Forstbetrieb sverbandes 

(1) Die Verbandsversammlung kann mit einer 
Mehrheit von mindestens drei Vierteln der Stimmen 
aller Mitglieder die Auflösung des Forstbetriebsver- 
bandes beschließen. 

(2) Der Beschluß bedarf der Genehmigung der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde. 

ABSCHNITT IV 

Forstwirtschaftliche Vereinigungen 

§ 23 

Begriff und Aufgabe 

(1) Forstwirtschaftliche Vereinigungen sind pri- 
vatrechtliche Zusammenschlüsse von 


anerkannten Forstbetriebsgemeinschaften, 
Forstbetriebsverbänden oder 

nach Landesrecht gebildeten Waldwirtschafts- 
genossenschaften oder ähnlichen Zusammen- 
schlüssen in der Forstwirtschaft 

zu dem ausschließlichen Zweck, auf die Anpassung 
der forstwirtschaftlichen Erzeugung und des Ab- 
satzes von Forsterzeugnissen an die Erfordernisse 
des Marktes hinzuwirken. 

(2) Forstwirtschaftliche Vereinigungen dürfen nur 
folgende Maßnahmen zur Aufgabe haben: 

1. Unterrichtung und Beratung der Mitglie- 
der; 

2. Koordinierung des Absatzes; 

3. marktgerechte Aufbereitung und Lagerung 
der Erzeugnisse; 

4. Beschaffung und Einsatz von Maschinen 
und Geräten. 

§ 24 

ALnerkennung 

(1) Eine Forstwirtschaftliche Vereinigung wird 
durch die nach Landesrecht zuständige Behörde auf 
Antrag anerkannt, wenn sie folgende Voraussetzun- 
gen erfüllt: 

1. Sie muß eine juristische Person des Privat- 
rechts sein; 

2. sie muß geeignet sein, auf die Anpassung 
der forstwirtschaftlichen Erzeugung und 
des Absatzes von Forsterzeugnissen nach- 
haltig hinzuwirken; 

3. ihre Satzung oder ihr Gesellschaftsvertrag 
muß Bestimmungen enthalten über 

a) ihre Aufgabe; 

b) die Finanzierung der Aufgabe; 

4. sie muß einen wesentlichen Wettbewerb 
auf dem Holzmarkt bestehen lassen, 

(2) Die §§ 5 und 6 gelten entsprechend. 

ABSCHNITT V 

Beihilfen und Befreiung 
von Wettbewerbsbeschränkungen 

§ 25 

Bestimmungszweck und Höhe der Beihilfen 

(1) Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse im 
Sinne dieses Gesetzes können nach Maßgabe der 
verfügbaren Haushaltsmittel staatliche Beihilfen für 
Erstinvestitionen erhalten, die der Verbesserung der 
forstwirtschaftlichen Erzeugung und der Förderung 
des Absatzes von Forsterzeugnissen dienen. Die 
Erstinvestitionen der Forstwirtschaftlichen Vereini- 
gungen müssen Tätigkeiten betreffen, die sie nach 
§ 23 übernehmen können. Der Betrag der Beihilfe 
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darf bei Zuschüssen 40 vom Hundert der Investi- 
tionskosten nicht übersteigen. 

(2) Außerdem können forstwirtschaftliche Zusam- 
menschlüsse im Sinne dieses Gesetzes nach Maßgabe 
der verfügbaren Haushaltsmittel 15 Jahre lang Zu- 
schüsse zu den Kasten der Verwaltung und der Be- 
ratung erhalten. Die Zuschüsse dürfen in den ersten 
fünf Jahren bis zu 40 vom Hundert, in den folgenden 
fünf Jahren bis zu 30 vom Hundert und für weitere 
fünf Jahre bis zu 20 vom Hundert der angemessenen 
Kosten betragen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für die nach 
Landesrecht gebildeten öffentlich-rechtlichen Wald- 
wirtschaftsgenossenschaften und ähnliche Zusam- 
menschlüsse in der Forstwirtschaft, sofern ihre Auf- 
gabe sich auf die Verbesserung der forstwirtschaft- 
lichen Erzeugung und die Förderung des Absatzes 
von Forsterzeugnissen erstreckt und sie einen 
wesentlichen Wettbewerb auf dem Holzmarkt be- 
stehen lassen. 

§ 26 

Befreiung von Wettbewerbsbeschränkungen 

(1) § 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen vom 27. Juli 1957 in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 3. Januar 1966 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 37) findet keine Anwendung auf Beschlüsse 
von anerkannten Forstbetriebsgemeinschaften und 
von Forstbetriebsverbänden, soweit sie die forst- 
wirtschaftliche Erzeugung und den Absatz von Forst- 
erzeugnissen betreffen. Das gleiche gilt für die nach 
Landesrecht gebildeten öffentlich-rechtlichen Wald- 
wirtschaftsgenossenschaften und ähnliche Zusam- 
menschlüsse in der Forstwirtschaft, sofern sie einen 
wesentlichen Wettbewerb auf dem Holzmarkt be- 
stehen lassen. 

(2) Eine anerkannte Forstwirtschaftliche Vereini- 
gung im Sinne dieses Gesetzes darf ihre Mitglieder 
bei der Preisbildung beraten und zu diesem Zweck 
gegenüber ihren Mitgliedern Preisempfehlungen 
aussprechen. 

(3) Im übrigen bleiben die Vorschriften des Ge- 
setzes über Wettbewerbsbeschränkungen unberührt. 
In den Fällen der Absätze 1 und 2 findet § 104 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ent- 
sprechende Anwendung. 

ABSCHNITT VI 
Ergänzende Vorschriften 

§ 27 

Sonstige Zusammenschlüsse in der Forstwirtschaft 

(1) Die nach der Verordnung über die Bildung 
wirtschaftlicher Zusammenschlüsse in der Forstwirt- 
schaft vom 7. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 298) ge- 
bildeten Forstverbände stehen den Forstbetriebsver- 
bänden gleich. 


(2) Die nach Landesrecht bisher anerkannten 
forstwirtschaftlichen Zusammenschlüsse des privaten 
Rechts stehen den anerkannten Forstbetriebsgemein- 
schaften gleich bis sie nach § 4 ausdrücklich aner- 
kannt sind, längstens jedoch drei Jahre nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes. 

(3) Im übrigen bleiben die landesrechtlichen Vor- 
schriften über Zusammenschlüsse in der Forstwirt- 
schaft unberührt. 

§ 28 

Auskunftspflicht 

(1) Natürliche und juristische Personen und nicht 
rechtsfähige Personenvereinigungen haben den zu- 
ständigen Behörden auf Verlangen die Auskünfte zu 
erteilen, die zur Durchführung der den Behörden 
durch dieses Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes 
übertragenen Aufgaben erforderlich sind. 

(2) Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft 
auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung 
ihn selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
der Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen 
der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines 
Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrig- 
keiten aussetzen würde. 

(3) § 179 der Reichsabgabenordnung über die 
Auskunftspflicht der öffentlichen Behörden und Be- 
amten gegenüber den Finanzämtern ist nicht anzu- 
wenden; unberührt bleibt § 189 der Reichsabgaben- 
ordnung über die Pflicht von Behörden und Beamten, 
dienstlich bekannt gewordene Steuervergehen den 
Finanzämtern mitzuteilen. 

§ 29 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes betrauten 
Behörde bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Gefäng- 
nis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geldstrafe 
erkannt werde. Ebenso wird bestraft, wer ein frem- 
des Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder Ge- 
schäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraussetzun- 
gen des Absatzes 1 bekannt geworden ist, unbefugt 
verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 30 

Verletzung der Auskunftspflidit 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig entgegen § 28 Abs. 1 eine Auskunft nicht. 
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nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
erteilt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu zwanzigtausend Deutsche Mark geahn- 
det werden. 

ABSCHNITT VII 
Schlußvorschriften 

§ 31 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 32 

Inkrafttreten, Aufhebung von Vorschriften 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 


(2) Gleichzeitig treten folgende Vorschriften 

außer Kraft: 

1. die Verordnung über die Bildung wirtschaftlicher 
Zusammenschlüsse in der Forstwirtschaft vom 
7. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 298); 

2. die Verordnung über die Bildung von Forstver- 
bänden vom 7. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S.298); 

3. die Erste Durchführungsanordnung zur Verord- 
nung über die Bildung von Forstverbänden vom 
30. Juni 1943 (Reichsministerialblatt der Forst- 
verwaltung S. 142); 

4. die Zweite Durchführungsanordnung zur Verord- 
nung über die Bildung von Forstverbänden vom 
6. April 1944 (Reichsministerialblatt der Forstver- 
waltung S. 58); 

5. die Dritte Durchführungsanordnung zur Verord- 
nung über die Bildung von Forstverbänden vom 

6. April 1944 (Reichsministerialblatt der Forstver- 
waltung S. 62); 

6. die Verfahrens Verordnung über die Bildung von 
Forstverbänden vom 30. Juni 1943 (Reichs- 
ministerialblatt der Forstverwaltung S. 136). 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 
L 

1. Die Waldstruktur 
in der Bundesrepublik Deutschland 

Die Forstbetriebsfläche — das ist die Fläche des 
Holzbodens und des Nichtholzbodens — beträgt 
nach der Forsterhebung 1961 rund 7,207 Millionen 
ha. Daraus ergibt sich ein Bewaldungsprozentsatz 
von 29. 

Die Holzbodenfläche umfaßt rund 6,989 Millionen 
ha, die Nichtholzbodenfläche der Forstbetriebe rund 
0,218 Millionen ha. 

Unter den Waldbesitzarten überwiegt der Privat- 
wald mit einer Forstbetriebsfläche von 3,157 Mil- 
lionen ha (davon 0,246 Millionen ha Gemein- 
schaftsforsten) und einem Flächenanteil von 43,8 
V. H., gefolgt vom Staatswald des Bundes und der 
Länder mit einem Besitz von 2,239 Millionen ha und 


einem Flächenanteil von 31,1 v. H. sowie vom Kör- 
perschaftswald, der mit 1,811 Millionen ha 25,1 v. H. 
der Waldfläche des Bundesgebietes einnimmt. 

Der Wald und seine Besitzarten sind auf die Länder 
des Bundes sehr unterschiedlich verteilt. Bayern und 
Baden-Württemberg weisen mit 2,297 Millionen ha 
und 1,245 Millionen ha Holzboden die größten 
Waldflächen auf. Es folgen Niedersachsen mit 0,946 
Millionen ha, Hessen mit 0,809 Millionen ha, Nord- 
rhein-Westfalen mit 0,761 Millionen ha, Rheinland- 
Pfalz mit 0,710 Millionen ha und Schleswig-Holstein 
mit 0,130 Millionen ha Holzboden. Das Saarland ver- 
fügt über 0,080 Millionen ha, die Freie und Hanse- 
stadt Hamburg über 4 Tausend ha, Berlin schließlich 
über 7 Tausend ha Holzboden. 

Die Anteile des Privatwaldes betragen in Nordrhein- 
Westfalen 68 V. H., in Niedersachen 56 v. H., in 
Schleswig-Holstein 55 v. H., in Bayern 52 v. H., in 
Baden-Württemberg 35 v. H., in Hamburg 25 v. H., 
in Hessen 23 v. H., im Saarland 21 v. H. und in 
Rheinland-Pfalz 19 v. H. der Holzbodenfläche. 


Eine Gesamtübersicht vermittelt die nachstehende Tabelle: 

Verteilung des Waldbesitzes (Holzboden in 1000 ha; 1961) 


Land 

Holz- 

boden- 

fläche 

davon 

Staatswald 

1 v.H. 

Körperschafts- 
wald ^) 

1 v.H. 

Privatwald *) 

1 v.H. 

Schleswig-Holstein 

130 

40 

31 

18 

14 

72 

55 

Hamburg 

4 

3 

75 

— 

— 

1 

25 

Niedersachsen 

946 

346 

37 

66 

7 

534 

56 

Nordrhein-Westfalen 

761 

100 

13 

142 

19 

519 

68 

Hessen 

809 

325 

40 

295 

37 

189 

23 

Rheinland-Pfalz 

710 

194 

27 

382 

54 

134 

19 

Baden-Württemberg 

1 245 

300 

24 

510 

41 

435 

35 

Bayern 

2 297 

772 

34 

323 

14 

1 202 

52 

Saarland 

80 

35 

44 

28 

35 

17 

21 

Berlin (West) 

7 

7 

100 

— 


— 


! 

Bundesgebiet 

6 989 

2 122 

30,4 

1 764 

25,2 

3 103 

44,4 


Waldungen der Gemeinden, Genossenschaften, Stiftungen und Körperschaften 
Einschließlich Waldflächen unter 0,5 ha 


Quelle: BML 
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Für die Waldbesitzstruktur des Bundesgebietes ist 
charakteristisch, daß nach der Forsterhebung 1961 
von 725 669 Betrieben (Besitzeinheiten) die über- 
wiegende Zahl, nämlich 702 970, auf den Privatwald 
entfällt, während der Körperschaftswald sich auf 
20 811 und der Staatswald auf 1 888 Betriebe ver- 
teilen. 

Die durchschnittliche Betriebsgröße beträgt im 
Staatswald 1186 ha, im Körperschaftswald nurmehr 
87 ha und im Privatwald schließlich 4 ha. Bei dieser 
Besitzart gehören allein 94 v. H. der Betriebe (Besitz- 
einheiten) mit 21 V. H. der Waldfläche des Bundes- 
gebietes den Größenklassen bis 20 ha an, Kleinst- 
wald bis zu 0,5 ha besitzen 228 900 Eigentümer. 
Seine Bedeutung ist jedoch gering, da er nur rund 
50 Tausend ha umfaßt und etwa 0,7 v. H. der Ge- 
samtwaldfläche ausmacht. In der Größenklasse 0,5 
bis 20 ha sind 456 009 Betriebe, d. s. 62,84 v. H., mit 
1,458 Millionen ha Wald (20,2 v. H.) und einer 
durchschnittlichen Forstbetriebsfläche von 3 ha ver- 


treten. Auf die nächste Größenklasse 20 bis 100 ha 
treffen im Prviatwald 15 513 Besitzer, d. s. 2,14 v. H., 
mit 0,582 Millionen ha (8,1 v. H.) und einer durch- 
schnittlichen Forstbetriebsfläche von 38 ha. Die 
Größenklassen über 100 ha umfassen im Privatwald 
nur noch rund 2 500 Waldeigentümer, die sich in 1,067 
Millionen ha (14,2 v. H.) teilen. 

Die starke Besitzzersplitterung, die der entschei- 
dende Strukturmangel des Privatwaldes ist, kommt 
in der Größe der durchschnittlichen Forstbetriebs- 
fläche nicht einmal vollständig zum Ausdruck, da 
in sehr vielen Fällen der einzelne Betrieb (Besitz) 
aus mehreren, oft zerstreut liegenden Waldparzellen 
besteht. Die meisten Strukturmängel, die der klei- 
nere Privatwald außerdem noch aufweist, wie z. B. 
fehlender oder ungenügender Waldaufschluß durch 
Wege, hohe Anteile ertragloser oder ertragschwacher 
Bestockung, stehen mit der Besitzzersplitterung ur- 
sächlich im Zusammenhang. Mindestens 800 000 ha 
Privatwald sind noch flurbereinigungsbedürftig. 


Eine zusammenfassende Übersicht der Betriebe nach Besitzarten, Anzahl, Fläche und Größe gibt die nach- 
stehende Tabelle: 


Übersicht der Betriebe nach Anzahl, Fläche und Größe 

(Nach der Forsterhebung 1961) 


Größenklasse 

(Holzbodenfläche) 

ha 

Zahl der Betriebe 

Forstbetriebsfläche 

Durch- 
schnittliche 
Forst- 
betriebs- 
fläche ha 

insgesamt | 

V. H. 

1000 ha 1 

V. H. 

1 

2 1 

3 

4 1 

5 

6 



1. Staatswald 



— 

1 888 

0,26 

2 239 

31,1 

1 186 



2. Körperschaftswald 


— 

20 811 

2,87 

1 811 

25,1 

87 



3. Privatwald 



unter 0,5 

228 900 

31,54 

50 

0,7 

0,22 

0,5— 20 

456 009 

62,84 

1 458 

20,2 

3 

20 — 100 

15 513 

2,14 

582 

8,1 

38 

100 — 500 

2 139 

0,29 

443 

6,2 

207 

500 —1000 

224 

0,03 

162 

2,2 

723 

über — 1000 

185 

0,03 

462 

6,4 

2 497 


(702 970) 

(96,87) 

(3 157) 

(43,8) 

(4) 

Sa. Bundesrepublik 

725 669 

100 

7 207 

100 

10 


Quelle; BML 
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In der Besitzstruktur des Privatwaldes bestehen zwi- 
schen den einzelnen Bundesländern erhebliche Un- 
terschiede, wie die folgende Übersicht zeigt. 


Holzbodenflädie der Privatforsten nach Betriebsgrößenklassen in der Bundesländern 

nach der Forsterhebung 1961 


Bundesländer 

Gesamt- 

zahl 

der 

Betriebe 

Anzahl 

Holzbodenfläche 

Anteil der Betriebsgrößenklassen an der 
Holzbodenfläche in Prozent 

insgesamt 

ha 

je 

Betrieb 

ha 

unter 

2 ha 

2 bis 
unter 

20 ha 

20 bis 
unter 
100 ha 

Summe 
unter 
100 ha 

100 bis 1 1000 

unter und 

1000 ha 1 mehr ha 

Summe 

über 

100 ha 

Schleswig-Holstein 

9 732 

70 029 

7 

8 

28 

13 

49 

34 

17 

51 

Niedersachsen 

44 949 

431 100 

10 

4 

33 

36 

73 

20 

7 

27 

Nordrhein-Westfalen 

63 367 

469 339 

7 

7 

32 

20 

59 

24 

17 

41 

Hessen 

16 879 

156 464 

9 

7 

20 

7 

34 

26 

40 

66 

Rheinland-Pfalz 

30 323 

98 482 

3 

22 

33 

8 

63 

19 

18 

37 

Baden-Württemberg . . 

74 713 

404 839 

5 

12 

33 

16 

61 

9 

30 

39 

Bayern 

227 864 

1 169 139 

5 

9 

58 

14 

81 

11 

8 

19 

Saarland 

2 697 

11 172 

4 

17 

21 

13 

51 

30 

19 

49 

Hamburg 

149 

617 

4 

14 

50 

36 

100 

— 

— 

— 

Bremen 

20 

120 

6 

7 

42 

51 

100 

— 

— 

— 

Berlin-West 

7 

174 

25 

— 

20 

— 

20 

80 

— 

80 

Bundesgebiet 

470 700 

2 811 475 

6 

9 

42 

18 

69 

1-6 

15 

31 


Quellen: Berechnet nach den Ergebnissen der Forsterhebung 1961 


Ein Hauptmerkmal des Privatwaldes im Bundes- 
gebiet ist die Verbindung mit der Landwirtschaft. 
35 V. H. aller landwirtschaftlichen Betriebe besitzen 
auch Wald. Von der Gesamtzahl der 487 000 Forst- 
betriebe über 0,5 ha sind 431 000 (d. s. 87 v. H.) ge- 
mischte Land- und forstwirtschaftliche Betriebe. Von 
den gemischten Betrieben gehören 98 v. H. privaten 
Eigentümern. In dieser Gruppe sind 5,6 Millionen ha 
landwirtschaftliche Nutzfläche betrieblich mit 2,4 
Millionen ha Holzbodenfläche verbunden. Die be- 
triebswirtschaftliche Bedeutung des Waldanteils 
nimmt mit dessen Größe zu. 

Eine rationelle Forstwirtschaft ist bei der geringen 
Größe der meisten Privatwaldflächen und der häufig 
ungünstigen Flächenausformung nur im Zusammen- 
wirken mit anderen Waldbesitzern möglich. Dies 
trifft insbesondere für die Waldflächen unter 50 ha 
zu. Nach der Forsterhebung 1961 handelt es sich um 
99,6 V. H. aller Forstbetriebe und um 63,5 v. H. der 
Holzbodenfläche des Privatwaldes. 

Der Zusammenschlußgrad des Privatwaldes ist nach 
der erwähnten Erhebung jedoch gering, obgleich der 
hohe Anteil der für eine reguläre forstliche Bewirt- 
schaftung zu kleinen Waldbesitzeinheiten die 
Forstpolitik schon seit langem veranlaßt hat, den 


Zusammenschluß zu hinreichend großen Betriebs- 
einheiten gesetzlich, administrativ und finanziell 
zu fördern. Aus heutiger Sicht erscheinen die Maß- 
nahmen aber nicht voll abgewogen und auf die 
jeweiligen Voraussetzungen abgestellt. Hinzu 
kommt, daß in rückliegender Zeit bei einer völlig 
anderen Arbeits- und Kostenstruktur als heute das 
Bedürfnis für einen Zusammenschluß von den Wald- 
besitzern nicht als vordringlich empfunden wurde. 
So umfassen nach der schon mehrfach erwähnten 
Forsterhebung 1961 die forstlichen Zusammen- 
schlüsse m i t gemeinsamer Bewirtschaftung nur 
0,5 V. H. der Privatwaldfläche und die Zusammen- 
schlüsse ohne gemeinsame Bewirtschaftung 18,2 
V. H. des Privatwaldes. Hierbei sind die sogenannten 
Gemeinschaftsforsten nicht berücksichtigt, die teils 
öffentlich-rechtliche, teils privatrechtlidie Körper- 
schaften sind, deren Eigentum aus ideellen Anteilen 
besteht. Die Waldflächen befinden sich im gemein- 
samen Eigentum, so daß die gemeinsame Bewirt- 
schaftung zwangsläufig ist. Zu den Gemeinschafts- 
forsten gehören überwiegend Gemeinschaften des 
alten Rechts mit unterschiedlichen Bezeichnungen 
wie Haubergs-, Wald-, Forst- und Laubgenossen- 
schaften, Realgemeinden, Realgenossenschaften, 
Waldgemeinschaften u. a., deren Ursprung auf das 
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germanisch-deutsche Gemeinschaftsrecht zurückgeht. 
In der Eigentumsentwicklung nehmen die Ge- 
meinschaftsforsten eine Zwischenstellung zwischen 
den Gemeindeforsten und den aufgeteilten Bauern- 
waldungen ein. Sie werden unter Staatsaufsicht zu- 
meist so bewirtschaftet, daß den Interessen der An- 
teilseigentümer und der Allgemeinheit im großen 
und ganzen Rechnung getragen wird. Die 3 370 Ge- 
meinschaftsforstbetriebe des Bundesgebietes um- 
fassen mit 239 824 ha 3,5 v. H. der Holzbodenfläche 
des Bundesgebietes. Zu 88 v. H. haben Privatper- 
sonen daran Anteil. Mit weiteren 4 v. H. folgen die 
Länder, ebenfalls mit 4 v. H. die sonstigen Körper- 
schaften, mit 3 V. H. die Gemeinden und Kreise und 
mit knapp 1 v. H. der Bund. 

Die forstlichen Zusammenschlüsse sind im Gegen- 
satz zu den Gemeinschaftsforsten meist jüngeren 
Datums und gründen sich weitgehend auf neues 
Recht. Das Eigentum ist überwiegend nicht gemein- 
schaftlich. Der Fächer der Rechtsformen reicht von 
dem Waldbauernverein mit nur losem Zusammen- 
schluß bis zur Waldwirtschaftsgenossenschaft als 
Körperschaft des öffentlichen Rechts mit gemein- 
samer Bewirtschaftung und gemeinsamen Wirt- 
schafts- und Betriebsplänen. Wie bereits erwähnt 
wurde, dominieren die Zusammenschlüsse ohne ge- 
meinsame Bewirtschaftung. Rund 15v. H. der pri- 
vaten Waldbesitzer des Bundesgebietes haben sich 
mit 513 492 ha (d. s. 18,2 v. H.) zu 1225 Zusammen- 
schlüssen verschiedenster Rechtsform vereinigt. Die 
Waldfläche des einzelnen Zusammenschlusses be- 
trägt durchschnittlich 419 ha, also verhältnismäßig 
wenig. Rund 95 v. H. der Holzbodenfläche dieser 
Zusammenschlüsse liegen in der Größenklasse über 
100 ha, davon rund 70 v. H. in der Größenklasse 
über 1000 ha. Fast die Hälfte der nicht gemeinschaft- 
lich wirtschaftenden Zusammenschlüsse, nämlich 
46 V. H., entfällt auf Niedersachsen, 25 v. H. auf 
Bayern und 20 v. H. auf Nordrhein-Westfalen. So- 
mit befinden sich 91 v. H. dieser Waldflächen in 
diesen drei Bundesländern. Der Rest verteilt sich 
mit 4 V. H. auf Rheinland-Pfalz, 3 v. H. auf Hessen 
und 2 V. H. auf Schleswig-Holstein. Seit dem Er- 
hebungsjahr 1961 dürften sich nur geringfügige Än- 
derungen ergeben haben. Flächenmäßig ergibt sich 
folgendes Bild: Die forstlichen Zusammenschlüsse 
ohne gemeinsame Bewirtschaftung nehmen in den 
einzelnen Bundesländern folgende Anteile an der 
privaten Holzbodenfläche ein: Niedersachsen 54v. H., 
Nordrhein-Westfalen 22 v. H., Rheinland-Pfalz 21 
V. H., Bayern llv. H. In Hessen und Schleswig- 
Holstein sowie im Saarland treten die Anteile völlig 
zurück. 

Die mit der Bildung der Zusammenschlüsse ohne 
gemeinsame Bewirtschaftung erzielte Verbesserung 
der Größenstruktur (durchschnittliche Zusammen- 
schlußgröße 419 ha, durchschnittliche Größe des Ein- 
zelbesitzes 8 ha) ist aber wegen der häufig nur 
losen und auf Teilaufgaben beschränkten Zusam- 
menarbeit mehr psychologisch als wirtschaftlich re- 
levant. Dies gilt besonders für Zusammenschlüsse 
in der Form des nicht rechtsfähigen Vereins nach 
§ 54 BGB und, abgeschwächt, auch für die nicht wirt- 
schaftlichen Vereine nach § 21 BGB. 


2. Zur wirtschaftlichen Lage in der Forstwirtschaft 

Die verbreitete Besitzzersplitterung von großen Tei- 
len des Privatwaldes, die durch den noch unge- 
nügenden horizontalen Zusammenschluß nur eine 
geringfügige Abschwächung erfahren hat, verhin- 
derte bisher eine durchgreifende Verbesserung der 
Erzeugung und des Absatzes von Forsterzeugnissen. 

Die Erschließung des kleinen und mittleren Privat- 
sowie Körperschaftswaldes durch Wege und andere 
Transporteinrichtungen genügt den heutigen Er- 
fordernissen ebenso wenig wie die Zusammen- 
setzung und Vorratshöhe der Bestockung. Desglei- 
chen entspricht die Angebotsstruktur nicht der Nach- 
fragestruktur auf holzwirtschaftlicher Seite, wo be- 
sonders im Schwachholzsektor einer Vielzahl von 
Waldbesitzern nur wenige, große Nachfrager gegen- 
überstehen. ' 

Die forsttechnisch und forstwirtschaftlich sehr un- 
günstige Besitzgrößengliederung des Privatwaldes 
hat aber auch bei den Betroffenen die unbefriedi- 
gende Entwicklung der wirtschaftlichen Lage in der 
Forstwirtschaft weithin verschleiert. 

Die ganz überwiegende Zahl der Waldbesitzer führt 
über die Aufwendungen und Erträge nicht Buch. Die 
durchschnittlich sehr geringe Größe des Einzelbe- 
sitzes erlaubt nur unregelmäßige Nutzungen. Die- 
ser aussetzende Betrieb, der nur Zu- oder Neben- 
erwerb bedeutet, zwingt nicht zu einem technisch 
und wirtschaftlich rationellen Vorgehen, ja er er- 
laubt dies für sich allein nicht einmal. Der Eigen- 
tümer oder Nutznießer kleiner Waldflächen, der 
meist gar nicht über entsprechende Fachkenntnisse 
verfügt, der — je nach Waldbeschaffenheit — nur 
alle paar Jahre oder in noch größeren Zeitabstän- 
den in seinem Wald tätig wird, behilft sich not- 
dürftig, schätzt die gelegentliche Arbeitsmöglichkeit 
und die Nutzung aus besonderem Anlaß. Er legt sich 
aber nur selten wirtschaftlich Rechenschaft ab. Bei 
der Erzeugung, bei der Nutzung und bei der Ver- 
wertung in den Möglichkeiten beschränkt, findet 
sich der kleinere Waldbesitzer zumeist mit den Ge- 
gebenheiten ab und unterläßt häufig an sich not- 
wendige Aufwendungen, wenn er selbst nur gerin- 
gen Nutzen ziehen kann, oder greift in die Substanz 
ein, wenn ihm dies nötig oder vorteilhaft erscheint. 

Das im Einzelfall geringe ökonomische Gewicht, das 
der kleine und kleinere Waldbesitz für seinen oder 
seine Eigentümer hat, darf aber nicht über die 
Grundsituation der bodengebundenen und mit vielen 
Besonderheiten behafteten Forstwirtschaft in einer 
industriell geprägten und wachstumsorientierten 
Volkswirtschaft und die gesamtwirtschaftlichen Fol- 
gen hinwegtäuschen. 

Die Ertragslage der Forstwirtschaft in der Bundes- 
republik ist, wie bereits in der Begründung zum 
Entwurf eines Gesetzes zur Erhaltung und zur För- 
derung des Waldes ausgeführt wurde, dadurch ge- 
kennzeichnet, daß im Jahre 1967 die meisten Forst- 
betriebe — verschärft durch die Sturmwürfe des- 
selben Jahres — mit Verlust abgeschlossen haben. 
Erlösverfall (Preisrückgang bis 30 v. H.) und Kosten- 
anstieg haben dieses Ergebnis bestimmt. Im Jahr 
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zuvor wurden auf mehr als zwei Dritteln der Wald- 
fläche keine Überschüsse mehr erzielt. 

Bedenklich daran ist, daß die Entwicklungstendenz 
trotz vorübergehender leichter Preisbesserung un- 
günstig beurteilt werden muß. 

Preislich besteht infolge der völligen Liberalisierung 
des Imports von Holz und infolge der großen Import- 
mengen weitgehend Abhängigkeit der Inlandspreise 
vom Weltmarkt, insbesondere von den Preisen der 
kostengünstiger erzeugenden Exportländer des 
Westens unci der Staatshandelsländer des Ostens. 

Im übrigen stehen Holzerzeugnisse im scharfen 
Wettbewerb mit industriell in großer Serie herge- 
stellten Substitutionsgütern. 

Das Kostengefüge ist in der Forstwirtschaft — 
pauschal betrachtet — durch den hohen Anteil von 
Handarbeitskosten einschließlich Soziallasten ge- 
kennzeichnet, zu denen im größeren Privatwald und 
beim Waldbesitz der Öffentlichen Hand noch erheb- 
liche Verwaltungskosten kommen. 

Zu einer spürbaren wirtschaftlichen Entlastung kann 
kurz- und mittelfristig die weitere Mechanisierung 
vieler Betriebsarbeiten, insbesondere der Holzernte 
und des Wegebaues, beitragen. Die Verteuerung der 
Handarbeit und der zunehmende Mangel an Arbeits- 
kräften wird dazu zwingen. Im kleinflächig struk- 
turierten Privatwald und im kleineren Körperschafts- 
wald ist jedoch unerläßliche Voraussetzung, daß 
durch Zusammenschlüsse ausreichend große Be- 
triebseinheiten gebildet werden, die für leistungs- 
fähige Maschinen und Arbeitsverfahren ein ent- 
sprechendes Arbeitsvolumen bieten. 

Dabei darf jedoch nicht übersehen werden, daß eine 
weitere Teilmechanisierung oder gar vollständige 
Mechanisierung erhebliche Aufwendungen erfordert 
(bei rd. 3 Millionen ha zusammenschlußbedürftigen 
Waldes und 100 bis 300 DM je ha = 300 Millionen 
bis 900 Millionen DM Investitionen für Maschinen, 
Geräte, Anlagen), andererseits nur Zug um Zug und 
auf breiter Basis erst im Laufe eines Jahrzehnts und 
mehr durchgeführt werden kann. Indessen wird der 
bekannte Trend der Entwicklung der Lohn- und Ge- 
haltskosten fortbestehen, während die Holzpreise 
sich nicht entsprechend entwickeln dürften und 
die Erzeugung nur in bescheidenem Ausmaß ge- 
steigert werden kann. 

Eine bedarfsorientierte Steigerung der Holzerzeu- 
gung erfordert Jahrzehnte. Eine schnelle Anpassung 
der Erzeugung an die Nachfrage ist der Forstwirt- 
schaft des Bundesgebietes quantitativ und quali- 
tativ nur in sehr engen Grenzen möglich. 

Auf ein möglichst hohes Inlandsaufkommen an Holz 
kann die deutsche Holzwirtschaft *) nicht verzichten, 
ganz abgesehen davon, daß der Wald für die ge- 


*) Im Jahre 1966 wurden in der Holzindustrie des Bun- 
desgebietes (Betriebe mit mehr als 10 Beschäftigten) 
insgesamt rd. 16 Mrd. DM umgesetzt. Hiervon ent- 
fielen auf die holzbearbeitende Industrie 3,4 Mrd. DM, 
auf die holzverarbeitende Industrie 8,7 Mrd. DM, auf 
die Zellstoff- und Papierindustrie 3,9 Mrd. DM. Hinzu 
kommen die Umsätze des Handwerks mit 10,9 Mrd. DM. 


samte Landeskultur und für die Erholung der Be- 
völkerung unentbehrlich ist und um so weniger 
öffentlicher Hilfen bedarf, je besser seine Erträge 
sind. 


II. 

1. Zielsetzung und Inhalt des Gesetzes 

Eine grundlegende Verbesserung der forstwirtschaft- 
lichen Ertragslage liegt im allgemeinen Interesse. 
Eine wirtschaftlich intakte Forstwirtschaft bietet die 
sicherste Gewähr für die Erhaltung und Pflege des 
Waldes, der als wesentliches Element unserer natür- 
lichen Lebensgrundlagen unentbehrlich ist. 

Der wichtigste Ansatzpunkt für eine Stärkung der 
meisten privaten Forstbetriebe und eines Teils des 
Körperschaftswaldbesitzes liegt in der Förderung 
geeigneter forstwirtschaftlicher Zusammenschlüsse, 
die auf den Gebieten der forstlichen Erzeugung und 
des Absatzes forstlicher Erzeugnisse eine möglichst 
weitgehende Kooperation der Waldbesitzer ermög- 
lichen und bewirken sollen. Offensichtlich sind aber 
die zahlreichen kleinen und mittleren Forstbetriebe 
des Bundesgebietes aus eigenen Kräften allein nicht 
in der Lage, die notwendigen Maßnahmen zur 
Kostensenkung und Ertragssteigerung durchzu- 
führen. 

Der Gesetzentwurf hat zusammen mit dem Vor- 
haben eines Gesetzes zur Erhaltung und Förderung 
des Waldes zum Ziel, die forstwirtschaftliche Er- 
zeugung in annähernd 700 000 Betrieben (Besitzein- 
heiten) und auf etwa 3 Millionen ha, d. s. über 
40 V, H., zu fördern. In der Begründung zum Gesetz- 
entwurf über die Erhaltung und Förderung des 
Waldes kommt bereits zum Ausdruck, daß die Rege- 
lung wegen des Umfanges der Materie, insbeson- 
dere der notwendigen Organisationsvorschriften, 
einem besonderen Gesetz Vorbehalten bleiben soll. 

Der Entwurf ist in 7 Abschnitte gegliedert. 

Abschnitt I mit dem § 1 umreißt, daß forstwirtschaft- 
liche Zusammenschlüsse im Sinne dieses Gesetzes 
anerkannte Forstbetriebsgemeinschaften, Forstbe- 
triebsverbände und anerkannte Forstwirtschaftliche 
Vereinigungen sind. 

Abschnitt II mit den §§ 2 bis 6 enthält Vorschriften 
über die Forstbetriebsgemeinschaften. Hierbei han- 
delt es sich um freiwillige, privatrechtliche Zusam- 
menschlüsse von Grundbesitzern, die den Zweck ver- 
folgen, die Bewirtschaftung der angeschlossenen 
Waldflächen und der zur Aufforstung bestimmten 
Grundstücke zu verbessern. Im einzelnen sind die 
Aufgaben geregelt, die ein solcher Zusammenschluß 
mindestens haben muß, um anerkannt zu werden. 
Die Vorschriften beziehen sich weiterhin auf die 
Anerkennungsvoraussetzungen (§ 4), auf die Ver- 
leihung der Rechtsfähigkeit an Vereine nach § 22 
BGB (§ 5) und auf den Widerruf der Anerkennung 
(§ 6). 

Abschnitt III mit den §§ 7 bis 22 umfaßt die Rege- 
lung der Forstbetriebsverbände. Diese sind Zusam- 
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menschlüsse von Grundstückseigentümern in der 
Form von Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
die den gleichen Zweck wie die Forstbetriebsge- 
meinschaften verfolgen. Analog Abschnitt II ist die 
Aufgabe geregelt (§ 7). Es folgen Vorschriften über 
die Voraussetzungen für die Bildung eines Forstbe- 
triebsverbandes (§ 8), über die Bildung (§ 9), die 
Mitgliedschaft (§ 10), die Satzung (§ 11), die Organe 
(§ 12), die Aufgaben der Verbands Versammlung 
(§ 13), den Vorsitz in der Verbandsversammlung, 
Einberufung und Stimmenverhältnis (§ 14), den 
Vorstand (§ 15), den Verbands ausschuß (§ 16), die 
Änderung der Satzung (§ 17), das Ausscheiden von 
Grundstücken aus dem Verbandswald (§ 18), über 
Umlage, Beiträge (§ 19), Aufsicht (§ 20), Verbands- 
verzeichnis (§21) und über die Auflösung des Forst- 
betriebsverbandes (§ 22). 

Abschnitt IV mit den § 23 und 24 ist den Forstwirt- 
schaftlichen Vereinigungen gewidmet, die horizon- 
tale Zusammenschlüsse höherer Ordnung darstellen, 
Begriff und Aufgabe sind in § 23 definiert. Die An- 
erkennung als Forstwirtschaftliche Vereinigung und 
die dafür erforderlichen Voraussetzungen werden in 
§ 24 geregelt. 

Abschnitt V mit den § 25 und 26 enthält Bestimmun- 
gen über die Gewährung staatlicher Beihilfen zu 
Erstinvestitionen und zu den Kosten der Verwaltung 
sowie der Beratung (§ 25), außerdem Vorschriften 
über die Befreiung der forstwirtschaftlichen Zusam- 
menschlüsse von Wettbewerbsbeschränkungen (§ 26). 

Abschnitt VI mit den §§ 27 bis 30 beinhaltet ergän- 
zende Bestimmungen über sonstige Zusammen- 
schlüsse in der Forstwirtschaft (§ 27), über die Aus- 
kunftspflicht (§ 28), über die Verletzung der Ge- 
heimhaltungspflicht (§ 29) und die Verletzung der 
Auskunftspflicht (§ 30). 

Abschnitt VII enthält die Berlin-Klausel (§ 31) und 
regelt in § 32 das Inkrafttreten des Gesetzes sowie 
die Aufhebung entbehrlich werdender Rechtsvor- 
schriften. Hierbei handelt es sich um ehemals reichs- 
rechtliche, nunmehr als Bundesrecht fortgeltende 
Bestimmungen über die Bildung wirtschaftlicher Zu- 
sammenschlüsse in der Forstwirtschaft und über die 
Bildung von Forstverbänden einschließlich der dazu 
ergangenen Durchführungsanordnungen und einer 
Verfahrensverordnung. Dieses Recht entspricht in 
einer Reihe von Einzelheiten nicht mehr den heuti- 
gen Auffassungen und Anforderungen und soll da- 
her durch die in diesem Entwurf enthaltenen Rechts- 
vorschriften ersetzt werden. 

In dem Entwurf wird auf eine Regelung für die 
Waldwirtschaftsgenossenschaften in der Form von 
Körperschaften des öffentlichen Rechts, für die die 
Bewirtschaftung der angeschlossenen Waldungen 
nach einem gemeinsamen Betriebs- oder Wirtschafts- 
plan charakteristisch ist, verzichtet, da hierzu in 
einigen Ländern schon Rechtsvorschriften bestehen, 
in anderen eine so weitgehende Regelung als unan- 
gemessen abgelehnt wird. 

Das gesetzgeberische Ziel, das mit dem Entwurf ver- 
folgt wird, kann nur erreicht werden, wenn außer 
einer hinreichenden finanziellen Förderung auch 
eine steuerrechtliche Regelung gefunden wird, die 


eine steuerliche Benachteiligung forstwirtschaftlicher 
Zusammenschlüsse gegenüber Einzelbetrieben ver- 
meidet. 

Der Entwurf wird daher in der Erwartung vorgelegt, 
daß die erforderlichen Vorschriften entsprechend 
dem Beschluß des Bundeskabinetts vom 24. und 
26. Juni 1968 zum Arbeitsprogramm für die Agrar- 
politik der Bundesregierung (Nummer 9) geschaffen 
werden. 

Nicht unerwähnt soll bleiben, daß dieses Gesetzes- 
vorhaben als Parallele zu dem Entwurf eines Ge- 
setzes zur Anpassung der landwirtschaftlichen Er- 
zeugung an die Erfordernisse des Marktes (Markt- 
strukturgesetz) — Drucksache V/3772 — gedacht und 
konzipiert ist. 

2. Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich 
aus Artikel 74 Nr. 17 (Förderung der forstwirtschaft- 
lichen Erzeugung) des Grundgesetzes. Das Bedürfnis 
für eine bundesgesetzliche Regelung (Artikel 72 
Abs. 2 GG) ist gegeben, 

3. Haushaltsmäßige Auswirkungen 

In der Erwartung, daß das Gesetz über die Finanz- 
reform und das Gesetz über die Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Kü- 
stenschutzes" verabschiedet werden, enthält der 
Entwurf Vorschriften über die Gewährung staat- 
licher Beihilfen zu Erstinvestitionen und zu den Ko- 
sten der Verwaltung und der Beratung (§ 25). Da- 
nach soll die Höhe der Beihilfen sich nach Maß- 
gabe der verfügbaren Haushaltsmittel bestimmen. 

Für die Dauer der mehrjährigen Finanzplanung des 
Bundes bis 1972 ist der jährliche Zuschuß des Bun- 
des auf 5 Millionen DM zu begrenzen. Nach der 
Verabschiedung des Gesetzes über die obenge- 
nannte Gemeinschaftsaufgabe treten zu den Bundes- 
mitteln entsprechend der Beteiligungsquote die Mit- 
tel der Länder hinzu. 


B. Besonderer Teil 

Abschnitt I: Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 
Zu § 1 — Allgemeines — 

In dieser Vorschrift ist definiert, daß forstwirtschaft- 
liche Zusammenschlüsse im Sinne dieses Gesetzes 
sind 

a) anerkannte Forstbetriebsgemeinschaften (Ab- 
schnitt II), 

b) Forstbetriebsverbände (Abschnitt III), 

c) anerkannte Forstwirtschaftliche Vereinigungen 
(Abschnitt IV). 

Diese Bestimmung ist jedoch im Zusammenhang mit 
§ 27 — Sonstige Zusammenschlüsse in der Forst- 
wirtschaft — zu sehen. Hiernach sind die nach der 
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Verordnung über die Bildung wirtschaftlicher Zu- 
sammenschlüsse in der Forstwirtschaft vom 7. Mai 
1943 (Reichsgesetzbl. I S. 298) gebildeten Forstver- 
bände, d. s. Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
den Forstbetriebsverbänden gleichgestellt. Weiter- 
hin stehen die nach Landesrecht anerkannten forst- 
lichen Zusammenschlüsse den anerkannten Forst- 
betriebsgemeinschaften gleich, bis sie nach § 4 aus- 
drücklich anerkannt sind, längstens jedoch drei 
Jahre nach Inkraftrteten dieses Gesetzes. Im übri- 
gen läßt Absatz 3 des § 27 die landesrechtlichen 
Vorschriften über Zusammenschlüsse in der Forst- 
wirtschaft unberührt. 

In den Genuß von Vergünstigungen (Beihilfen nach 
§ 25, Befreiung von Wettbewerbsbeschränkungen 
nach § 26) sollen jedoch unbeschadet der in den §§ 1 
und 27 getroffenen Abgrenzung auch die nach Lan- 
desrecht gebildeten öffentlich-rechtlidien Waldwirt- 
schaftsgenossenschaften und ähnliche Zusammen- 
schlüsse in der Forstwirtschaft unter den in § 25 
Abs. 3 und in § 26 Abs. 1 Satz 2 bezeichneten Vor- 
aussetzungen gelangen. 

Wie im Allgemeinen Teil dieser Begründung schon 
erwähnt wurde, verzichtet der Entwurf darauf, eine 
umfassende Regelung für die Waldwirtschaftsgenos- 
senschaften zu treffen, da hierzu in einigen Ländern 
Rechtsvorschriften bestehen und in anderen Län- 
dern für eine so weitgehende Kooperation (Wald- 
bewirtschaftung nach einem gemeinsamen Betriebs- 
plan) kein Bedürfnis gesehen wird. Die in § 32 
Abs. 2 Nr. 1 aufgeführte Verordnung enthielt dage- 
gen Vorschriften für Waldwirtschaftsgenossenschaf- 
ten. 


Abschnitt II: Forstbetriebsgemeinschaften 
Zu § 2 — Begriff — 

Unter Forstbetriebsgemeinschaften werden horizon- 
tale Zusammenschlüsse von Grundbesitzern in pri- 
vatrechtlicher Form verstanden, die den Zweck ver- 
folgen, die Bewirtschaftung der angeschlossenen 
Waldflächen und der zur Aufforstung bestimmten 
Grundstücke zu verbessern. Hierzu gehört insbe- 
sondere, die Nachteile geringer Flächengröße oder 
ungünstiger Flächengestalt, der Besitzzersplitterung, 
der Gemengelage, des unzureichenden Waldauf- 
schlusses oder anderer Strukturmängel, wie z. B. ge- 
ringwertige Bestockung, durch koordiniertes Vor- 
gehen oder gemeinsame Durchführung von Maßnah- 
men zu überwinden. Die Förderung horizontaler 
Zusammenschlüsse ist in Gebieten mit kleinflächiger 
Besitzstruktur und starker Gemengelage der wich- 
tigste Ansatzpunkt für eine Verbesserung der forst- 
wirtschaftlichen Erzeugung und des Absatzes forst- 
licher Erzeugnisse. Andernfalls ist eine wirtschaft- 
liche Stärkung nicht zu erreichen. Der horizontale 
Verbund stellt auch, falls die künftige Entwicklung 
dies erfordert, eine geeignete Basis für die verschie- 
densten Arten und Formen vertikaler Integration 
dar. Dabei kommt dem privatrechtlichen Zusammen- 
schluß die größte Bedeutung zu. Er ist bei ent- 
sprechender Aufgabenstellung am besten geeignet, 


die Eigeninitiative der Waldbesitzer zur Geltung zu 
bringen und wirksam werden zu lassen. 

Zu § 3 — Aufgaben der Forstbetriebsgemeinschaft — 

Die Forstbetriebsgemeinschaft muß, wenn sie nach 
§ 4 unter den darin bezeichneten, weiteren Voraus- 
setzungen anerkannt werden will und die Vergün- 
stigungen nach diesem Gesetz und anderen Rechts- 
vorschriften in Anspruch nehmen möchte, mindestens 
eine der in den Nummern 1 bis 6 aufgeführten Maß- 
nahmen zur Aufgabe haben. 

Als Mindestaufgabe gilt jeweils der gesamte Inhalt 
einer der Nummern 1 bis 6. Dies muß in der Be- 
zeichnung der Aufgabe zum Ausdruck kommen. Die 
Wahl- und Kombinationsmöglichkeiten, die der § 3 
^bietet, entsprechen den verschiedenartigen Gegeben- 
heiten und Erfordernissen. 

Bei Aufgabe Nummer 1 ist lediglich die Abstim- 
mung der aufgeführten Pläne (Gutachten) sowie der 
einzelnen Teilmaßnahmen erforderlich. Dies kann 
in Waldgebieten genügen, wo kleinste und kleine 
Waldgrundstücke nur gering vertreten sind, in 
denen also die Waldflächen ganz überwiegend nach 
Betriebs- und Wirtschaftsplänen, zumindest' nach 
Betriebsgutachten bewirtschaftet werden. Die Auf- 
gabe Nummer 2 sieht die Koordinierung der ein- 
zelnen forstlichen Vorhaben auf dem Gebiet der 
Erzeugung und den gemeinschaftlichen Absatz des 
Holzes vor. Die in den Nummern 3 bis 6 bezeich- 
neten Aufgaben unterscheiden sich von den vorher- 
gehenden — abgesehen vom Inhalt — in der Ver- 
wirklichung dadurch, daß sie alle die gemeinschaft- 
liche Aus- oder Durchführung beinhalten. 

Möglich sind also sowohl Forstbetriebsgemein- 
schaften mit begrenzter Aufgabenstellung, wie z. B. 
Wegebau- und Wegeunterhaltungsgemeinschaften, 
Maschinengemeinschaften, Holzabsatzgemeinschaf- 
ten mit zusätzlicher Koordinierungsaufgabe auf dem 
Erzeugungsgebiet, als auch Forstbetriebsgemein- 
schaften mit umfassender Aufgabenstellung. Dem- 
entsprechend werden die räumliche Ausdehnung 
der Forstbetriebsgemeinschaft, die Lage und Be- 
schaffenheit der angeschlossenen Grundstücke ver- 
schieden sein. Den Vorzug verdienen allerdings im 
allgemeinen Forstbetriebsgemeinschaften, die sich 
eine umfassende Kooperation zur Aufgabe machen. 


Zu § 4 — Anerkennung 

Absatz 1 zählt, unbeschadet der Vorschrift des § 3, 
die Voraussetzungen auf, die eine Forstbetriebs- 
gemeinschaft zum Zweck der Anerkennung durch 
die nach Landesrecht zuständige Behörde erfüllen 
muß. 

In Nummer 1 ist bestimmt, daß die Forstbetriebs- 
gemeinschaft eine juristische Person des Privat- 
rechts sein muß. Damit ist die gleiche Regelung wie 
im Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der land- 
wirtschaftlichen Erzeugung an die Erfordernisse des 
Marktes (Marktstrukturgesetz) — Drucksache V/ 1 544 
— für die Erzeugergemeinschaften. 
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Forstbetriebsgemeinsdiaften können eine der fol- 
genden Reditsformen haben: 

1. reditsfähiger Verein des Bürgerlidien Gesetz- 
budies* (BGB) , und zwar 

a) niditwirtsdiaftlidier Verein („Ideal" -Verein) 
nadi § 21 BGB, wenn der Zweck nicäit auf 
einen wirtscäiaftlicJien Geschäftsbetrieb ge- 
richtet ist (Rechtsfähigkeit wird durch Ein- 
tragung im Register erlangt) ; 

b) wirtschaftlicher Verein nach § 22 BGB 

(Rechtsfähigkeit wird durch Verleihung er- 
langt) ; 

2. Genossenschaft nach dem Genossenschaftsgesetz 
(Rechtsfähigkeit wird durch Eintragung erlangt); 

3. Kapitalgesellschaft (Aktiengesellschaft, Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien, Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung — Erwerb der Rechts- 
fähigkeit wie bei 2.). 

Das Erfordernis der juristischen Person ist deshalb 
eine der Anerkennungsvoraussetzungen, weil Per- 
sonenmehrheiten ohne Rechtspersönlichkeit weniger 
oder nicht geeignet erscheinen. 

Nach Nummer 2 muß die Forstbetriebsgemeinschaft 
nach Größe, Lage und Zusammenhang aller ange- 
schlossenen Grundstücke eine wesentliche Ver- 
besserung der Bewirtschaftung ermöglichen. Das 
bedeutet unter anderem, daß die Anerkennungs- 
behörde zunächst unter dem Aspekt der von den 
Mitgliedern der Forstbetriebsgemeinschaft gewähl- 
ten Aufgabe im einzelnen zu prüfen hat, ob diese 
Voraussetzung gegeben ist oder nicht. Der Zu- 
sammenschluß muß geeignet sein, die Bewirtschaf- 
tung gegenüber bisher wesentlich, also nicht nur 
geringfügig, zu verbessern. So wird z. B. bei einer 
Holzabsatzgemeinschaft, abgesehen von der Koordi- 
nierung der einzelnen Maßnahmen auf dem Gebiet 
der Erzeugung, die bisherige und die künftige 
Angebotsstruktur zu der gegenwärtigen und vor- 
aussehbaren Nachfragestruktur im einzelnen in Be- 
ziehung zu setzen sein. Bei einer Maschinenbetriebs- 
gemeinschaft z. B. wird darauf zu achten sein, daß 
zur wirtschaftlichen Auslastung der vorgesehenen 
Maschinenkapazitäten auch ein genügendes Arbeits- 
volumen nachhaltig gegeben ist. 

Nummer 3 führt weitere Anerkennungsvoraus- 
setzungen auf, die in der Satzung oder im Gesell- 
schafts vertrag ihren Niederschlag finden müssen. So 
ist die Aufgabe in Übereinstimmung mit der Vor- 
schrift des § 3 festzulegen. Die Bestimmungen über 
die Finanzierung der Aufgabe müssen hinreichend 
Aufschluß über das Aufkommen der erforderlichen 
Mittel geben. Um sicherzustellen, daß die über- 
nommene Aufgabe auch erfüllt wird, bedarf es 
außerdem entsprechender Bestimmungen über das 
Recht und die Pflicht der Gemeinschaft, darüber zu 
wachen. Aus dem gleichen Grund sind auch Be- 
stimmungen über Vertragsstrafen im Falle schuld- 
haften Verstoßes gegen wesentliche Mitgliedschafts- 
pflichten, z. B. die Andienungspflicht nach Nummer 3 
Buchstabe e oder die Beitragspflicht, erforderlich. 
Die Andienungspflicht ist nur dann in die Satzung 


aufzunehmen, wenn die Forstbetriebsgemeinschaft 
den Absatz des Holzes zur Aufgabe hat. Dann aller- 
dings ist es unerläßlich, daß eine klare und ver- 
bindliche Regelung getroffen wird, in welchem Um- 
fang die Mitglieder verpflichtet sind, das zur Ver- 
äußerung bestimmte Holz durch die Fo rstbe trieb s- 
gemeinschaft anbieten zu lassen. Andernfalls wäre 
die Forstbetriebsgemeinschaft nicht in der Lage, ihre 
Aufgabe zu erfüllen. So müßte z. B. bei ansteigen- 
den Preisen befürchtet werden, daß Mitglieder es 
vorziehen, ihr Holz nicht mehr durch die Gemein- 
schaft anbieten zu lassen. Starke Schwankungen bei 
den Angebotsmengen würden es der Forstbetriebs- 
gemeinschaft unmöglich machen, den Holzverkauf 
für die Mitglieder zu vermitteln. 

Nummer 4 enthält zusätzliche Anerkennungsvoraus- 
setzungen für den Fall, daß die Rechtsform der Ge- 
nossenschaft oder des rechtsfähigen Vereins mit 
wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb gewählt wird, 
nämlich Bestimmungen darüber, welche Vorausset- 
zungen für den Erwerb und den Verlust der Mit- 
gliedschaft gelten, wobei die Mitgliedschaft frühe- 
stens zum Schluß des dritten vollen Geschäftsjahres 
gekündigt werden kann und die Kündigungsfrist 
mindestens ein Jahr betragen muß, außerdem Vor- 
schriften über die Organe, ihre Aufgaben und die 
Art der Beschlußfassung. Beschlüsse über Art und 
Umfang der durchzuführenden Maßnahmen sowie 
über gemeinsame Verkaufsregeln sollen hauptsäch- 
lich von der General- oder Mitgliederversammlung 
gefaßt werden. Hierzu bedarf es einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der Stimmen. 

Nach Nummer 5 muß satzungsmäßig gewährleistet 
sein, daß bei der Rechtsform einer Kapitalgesell- 
schaft die Gesellschafter die Aufgabe mindestens 
drei volle Geschäftsjahre gemeinsam verfolgen. 
Diese Mindestdauer entspricht der Regelung in 
Nummer 4 Buchstabe a. Hierdurch soll einem vor- 
zeitigen Ausscheiden von Gesellschaftern während 
der Aufbauphase und damit verbundenen, abträg- 
lichen Folgen für den Bestand und für die Arbeit 
des Zusammenschlusses vorgebeugt werden. 

Nummer 6 schreibt vor, daß die Forstbetriebsge- 
meinschaft mindestens sieben Mitglieder umfassen 
muß. 

Nach Nummer 7 muß die Forstbetriebsgemeinschaft 
einen wesentlichen Wettbewerb auf dem Holzmarkt 
bestehen lassen. Die Vorschrift enthält den im Ge- 
setz gegen Wettbewerbsbeschränkungen vom 
27. Juli 1957 *) mehrfach verwendeten Begriff „we- 
sentlicher Wettbewerb" und weicht von der im 
Marktstrukturgesetz — Entwurf für landwirtschaft- 
liche Erzeugergemeinschaften vorgesehenen Wett- 
bewerbsklausel **) mit Rücksicht auf die vergleichs- 
weise stärkere Regionalisierung der Rohholzmärkte 
und wegen der Marktstellung des Waldbesitzes der 
öffentlichen Hand ab. 

Ein wesentlicher Wettbewerb ist auf einem be- 
stimmten Holzmarkt solange gegeben, als neben der 


•) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Januar 
1966 (Bundesgesetzbl. I S. 37) 

**) „sie darf den Wettbewerb auf dem Markt nicht aus- 
schließen." 
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Forstbetriebsgemeinsdiaft auch noch andere Wett- 
bewerber die fraglichen Erzeugnisse intensiv anbie- 
ten. 

Absatz 2 enthält zur Andienungspflicht nach Ab- 
satz 1 Nr. 3 Buchstabe e eine Ausnahmeregelung für 
die Holzmenge, für die Mitglieder vor ihrem Beitritt 
Kaufverträge abgeschlossen haben. Um aber klare 
Verhältnisse zu schaffen, werden die Mitglieder 
verpflichtet, die Forstbetriebsgemeinschaft über Um- 
fang und Dauer dieser Verträge zu unterrichten. 

Zu § 5 — Verleihung der Rechtsfähigkeit 
an Vereine — 

Die Vorschrift soll die Verleihung der Rechtsfähig- 
keit in den Fällen erleichtern helfen, in denen der 
forstwirtschaftliche Zusammenschluß die Rechts- 
form des rechtsfähigen Vereins mit wirtschaftlichem 
Geschäftsbetrieb (§ 22 BGB) gewählt hat. Die beab- 
sichtigte Erleichterung kann aber nur dann eintre- 
ten, wenn die für die Anerkennung des Zusammen- 
schlusses nach § 4 zuständige Behörde auch die Be- 
fugnis zur Verleihung der Rechtsfähigkeit nach 
§ 22 BGB erhält. 

Die Verleihung der Rechtsfähigkeit kann nur sinn- 
voll sein, wenn der forstwirtschaftliche Zusammen- 
schluß auch die sonstigen Anerkennungsvorausset- 
zungen nach diesem Gesetz erfüllt. 

Zu § 6 — Widerruf der Anerkennung — 

Der Widerruf der Anerkennung durch die nach Lan- 
desrecht zuständige Behörde ist zulässig, wenn eine 
Anerkennungsvoraussetzung nicht mehr vorliegt 
oder wenn die Forstbetriebsgemeinschaft ihre Auf- 
gabe während eines längeren Zeitraums nicht oder 
unzulänglich erfüllt. 

Die zweite Voraussetzung weicht vom Entwurf des 
Marktstrukturgesetzes ab, der als Voraussetzung 
für den Widerruf den Verstoß gegen gesetzliche 
Vorschriften oder gegen behördliche Anordnungen 
auf Grund gesetzlicher Vorschriften zum Inhalt hat. 
Das im vorliegenden Entwurf gewählte Kriterium 
ist für die Forstbetriebsgemeinschaften (und nach 
§ 24 Abs. 2 für die Forstwirtschaftlichen Vereini- 
gungen) sachgerechter. Das Erfordernis eines „län- 
gern Zeitraums", d. s. mehrere Jahre, nimmt auf die 
forstwirtschaftlichen Gegebenheiten, insbesondere 
auf den zumeist mehrjährigen Turnus betrieblicher 
Maßnahmen, Rücksicht. 


Abschnitt 111: Forstbetriebsverbände 

Zu § 7 — Begriff und Aufgabe — 

Absatz 1 enthält die Begriffsbestimmung. Forstbe- 
triebsverbände unterscheiden sich als horizontale 
Zusammenschlüsse von den Forstbetriebsgemein- 
schaften begrifflich darin, daß Mitglieder nicht die 
Grundbesitzer schlechthin, sondern nur Grundstücks- 
eigentümer sind, und daß sie nicht juristische Per- 
sonen des Privatrechts, sondern Körperschaften des 


öffentlichen Rechts sind. Sie verfolgen den gleichen 
Zweck wie die Forstbetriebsgemeinschaften. 

Nach Absatz 2 gilt für die Aufgabe § 3 entsprechend. 
Sie kann jedoch nicht auf die gemeinschaftliche 
Durchführung einheitlicher Betriebspläne erstreckt 
werden. 

Die besonderen rechtlichen Merkmale der Forst- 
betriebsverbände stehen in unmittelbarem Zusam- 
menhang mit den Voraussetzungen für die Bildung 
dieser Zusammenschlüsse. 


Zu § 8 — Voraussetzungen für die Bildung eines 
Forstbetriebsverbandes — 

Absatz 1 enthält die Bestimmung, daß ein Forst- 
betriebsverband nur für forstwirtschaftlich beson- 
ders ungünstig strukturierte Gebiete gebildet wer- 
den kann. Unbeschadet der weiteren Voraussetzun- 
gen bedeutet dies, daß gravierende Strukturmängel 
entweder einzeln in besonderem Maße oder in Ver- 
bindung so gegeben sind, daß eine rationelle Be- 
wirtschaftung dadurch verhindert wird. In erster 
Linie kommen die extrem parzellierten Waldflächen 
in den Realteilungsgebieten, aber auch andere 
Waldflächen in Frage. Bei Übereinstimmung aller 
Beteiligten kann ein Forstbetriebsverband nicht ge- 
bildet werden (s. Absatz 2). 

Deshalb ist nach Absatz 2 die Bildung eines Forst- 
betriebsverbandes als Körperschaft des öffentlichen 
Rechts vorgesehen, wenn mindestens zwei Drittel 
der Grundstückseigentümer, die zugleich zwei Drit- 
tel der Fläche vertreten, die Bildung beantragen 
und wenn eine an alle betroffenen Grundstücks- 
eigentümer gerichtete Aufforderung der nach Lan- 
desrecht zuständigen Behörde, eine Forstbetriebs- 
gemeinschaft zu gründen, ohne Erfolg geblieben ist. 
Die Einbeziehung der widerstrebenden Minderheit 
rechtfertigt sich aus der Überlegung, daß eine ratio- 
nelle Forstwirtschaft im öffentlichen Interesse an 
der Walderhaltung und der Förderung der forst- 
wirtschaftlichen Erzeugung liegt. Außerdem läßt die 
Bildung eines Forstbetriebsverbandes für jeden 
Beteiligten überwiegend wirtschaftliche Vorteile 
erwarten. 

Da die Pflichtmitgliedschaft für widerstrebende Be- 
teiligte eine Bindung auf lange Dauer bedeutet, 
mußte die Vorschrift auf den Grundstückseigen- 
tümer abgestellt werden. Die Beständigkeit des Zu- 
sammenschlusses wird durch die Rechtsform der 
Körperschaft des öffentlichen Rechts und die dafür 
geltenden Vorschriften gefördert. 

Zum Rechtsvergleich wird auf die §§ 2 und 5 der 
Verordnung über die Bildung wirtschaftlicher Zu- 
sammenschlüsse in der Forstwirtschaft vom 7. Mai 
1943 (Reichsgesetzbl. I S. 298) und auf die §§ 2 bis 4 
der Verordnung über die Bildung von Forstver- 
bänden vom 7. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 298) 
verwiesen. 

Dieser Entwurf verzichtet im Gegensatz zur Forst- 
verbandsverordnung (§ 4 a. a. O.) auf die Bildung 
eines Forstbetriebsverbandes gegen den Willen 
aller von Amts wegen durch Erlaß der Satzung oder 
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gegen den Willen einer Minderheit von mehr als 
einem Drittel der Beteiligten. 

Weitere Voraussetzungen nach Absatz 2 sind, daß 

1. der Zusammenschluß nadi Größe, Lage und Zu- 
sammenhang der in Betradit kommenden Grund- 
stücke eine wesentliche Verbesserung der Be- 
wirtschaftung ermöglicht und 

2. der Zusammenschluß einen wesentlichen Wett- 
bewerb auf dem Holzmarkt bestehen läßt. 

Es handelt sich um die gleichen Voraussetzungen 
wie in § 4 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 7. Deshalb wird auf 
die dazu gegebene Begründung Bezug genommen. 

Absatz 3 enthält eine ergänzende Vorschrift zu Ab- 
satz 2 Nr. 4 und bestimmt die Frist für die Auf- 
forderung an die betroffenen Grundstückseigen- 
tümer, eine Forstbetriebsgemeinschaft zu bilden. 

Absatz 4 bestimmt, daß Grundstücke, die besonde- 
ren öffentlichen Zwecken dienen, z. B. der Ver- 
teidigung einschließlich des Schutzes der Zivil- 
bevölkerung oder dienstlichen Zwecken des Bundes- 
grenzschutzes, oder zu dienen bestimmt sind, nur 
mit Einwilligung der Nutzungsberechtigten in einen 
Forstbetriebsverband einbezogen werden können. 
Der Vorrang der besonderen öffentlichen Zwecke 
rechtfertigt diese Ausnahme. Da es sich nicht nur 
um Grundstücke handeln kann, die sich im Eigen- 
tum des Bundes befinden, sondern auch um Grund- 
stücke privater Eigentümer, an denen ein Nutzungs- 
verhältnis zur Erfüllung besonderer öffentlicher 
Zwecke begründet ist, ist für die Einwilligung der 
Nutzungsberechtigte maßgebend. 

Zu § 9 — Bildung eines Forstbetriebsverbandes — 
Absatz 1 

Die Regelung setzt voraus, daß die nach Landesrecht 
zuständige Behörde die maßgebenden Vorarbeiten 
für die Bildung eines Forstbetriebsverbandes trifft. 

Absatz 2 und Absatz 3 

Ein Forstbetriebsverband muß als Körperschaft des 
öffentlichen Rechts durch einen staatlichen Grün- 
dungsakt gebildet werden. Der Forstbetriebsverband 
entsteht jedoch noch nicht mit der Genehmigung der 
Satzung durch die nach Landesrecht zuständige Be- 
hörde, sondern erst mit der öffentlichen Bekannt- 
machung der Satzung. Diese Regelung ist aus Grün- 
den der Rechtssicherheit geboten. Sie soll gewähr- 
leisten, daß insbesondere die Betroffenen Gelegen- 
heit haben, sich über die Entstehung des Forst- 
betriebsverbandes zu unterrichten. 

Da die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 keine ab- 
schließende Regelung hinsichtlich der Einzelheiten 
darstellen, werden in Absatz 4 die Landesregierun- 
gen ermächtigt, zum Gründungsverfahren, zur Ge- 
nehmigung und Bekanntmachung der Satzung Nähe- 
res durch Rechts Verordnung zu bestimmen. Die 
Landesregierungen können ihre Befugnis auf oberste 
Landesbehörden übertragen. 


Zu § 10 — Mitgliedschaft — 

Nach Absatz 1 sind Mitglieder eines Forstbetriebs- 
verbandes die Eigentümer der zusammengeschlos- 
senen Grundstücke. Da die Mitgliedschaft aber in 
den Auswirkungen auch die Pächter und andere 
Nutzungsberechtigte in erheblichem Maße betreffen 
kann, ist bestimmt, daß der Nutzungkberechtigte, 
falls er nicht mit dem Eigentümer identisch ist, für 
die Dauer seines Nutzungsrechts mit Einverständnis 
des Eigentümers dessen Rechte und Pflichten über- 
nehmen kann. Die Übernahme der Rechte und 
Pflichten ist wie das Einverständnis des Eigentümers 
gegenüber dem Forstbetriebsverband schriftlich zu 
erklären. 

Absatz 2 enthält die Bestimmung, daß der Beitritt 
nichtbeteiligter Grundstückseigentümer in der Sat- 
zung geregelt werden kann. 

Zu § 11 — Satzung — 

Absatz 1 

Die Satzung bedarf der Beschlußfassung durch min- 
destens zwei Drittel der Mitglieder, die zugleich 
mindestens zwei Drittel der Fläche vertreten. Es ist 
angebracht, daß das gleiche Mehrheitsverhältnis 
gilt wie bei der Bildung des Forstbetriebsverbandes 
(§ 8 Abs. 2 Nr. 3). 

Absatz 2 

Die Bestimmung bezeichnet den Mindestinhalt der 
Satzung. 

Absatz 3 

Die Bestimmung schreibt vor, daß die Vorschriften 
des § 4 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe e (Andienungspflicht 
für das zur Veräußerung bestimmte Holz, falls der 
Absatz des Holzes zur Aufgabe des Forstbetriebs- 
verbandes gehört) und Absatz 2 (Ausnahmevor- 
schrift zur Andienungspflicht für Kaufverträge, die 
vor dem Beitritt abgeschlossen worden sind) ent- 
sprechend gelten. Die Bestimmung ergänzt Absatz 2. 
Es besteht kein Grund, Forstbetriebsverbände in 
diesem Punkt anders zu behandeln als Forstbetriebs- 
gemeinschaften. 

Zu § 12 — Organe des Forstbetriebsverbandes — 

Der Entwurf sieht vor, daß außer den obligatori- 
schen Organen, d. s. die Verbandsversammlung und 
der Vorstand, in der Satzung auch die Bildung eines 
Verbandsausschusses bestimmt werden kann. Dieses 
weitere, fakultative Organ kann bei mitglieder- 
starken Forstbetriebsverbänden zweckmäßig sein. 

Zu § 13 — Aufgaben der Verbandsversammlung — 

Der Entwurf sieht eine Reihe von Zuständigkeiten 
der Mitgliederversammlung zwingend vor. Er über- 
läßt es aber im Hinblick auf die Selbstverwaltung 
der Satzung, über welche weiteren Angelegenheiten 
die Mitgliederversammlung noch beschließt. 
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Zu § 14 — Vorsitz in der Verbandsversammlung, 
Einberufung und Stimmenverhältnis — 

Absatz 1 regelt den Vorsitz in der Verbandsver- 
sammlung. Ihn führt der Vorsitzende des Vorstan- 
des. 

Absatz 2 schreibt vor, daß der Vorsitzende die Ver- 
bandsversammlung jährlich mindestens einmal ein- 
zuberufen hat. Diese Vorschrift ist im Hinblick auf 
§13 erforderlich. Der Vorsitzende muß die Mitglie- 
derversammlung außerdem einberufen, wenn dies 
von mindestens zwei Zehnteln der Mitglieder oder 
von der Aufsichtsbehörde unter Angabe der Tages- 
ordnung verlangt wird. Dadurch soll sichergestellt 
werden, daß unter den gegebenen Voraussetzungen 
Angelegenheiten von der Mitgliederversammlung 
im Bedarfsfall ohne Säumnis behandelt werden kön- 
nen und nicht bis zur nächsten regulären Mitglieder- 
versammlung zurückgestellt werden. 

Absatz 3 schreibt vor, daß das Stimmrecht der Mit- 
glieder nach der Größe ihrer Grundstücke in der 
Satzung festzulegen ist. Jedes Mitglied hat minde- 
stens eine Stimme. Kein Mitglied darf mehr als zwei 
Fünftel der Gesamtstimmen haben. Die Verbands- 
versammlung beschließt mit Stimmenmehrheit der 
Anwesenden und Vertretenen, soweit in diesem 
Gesetz nichts anderes bestimmt ist. Die Festlegung 
des Stimmenwertes der einzelnen Mitglieder in der 
Satzung erübrigt, in der Mitgliederversammlung die 
durch die Anwesenden und Vertretenen repräsen- 
tierte Grundfläche in jedem Einzelfall festzustellen. 
Die Grundsätze für die Festlegung des Stimmen- 
wertes der Mitglieder entsprechen dem § 9 Abs. 2 
der Verordnung über die Bildung von Forstverbän- 
den vom 7. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 298). 


Zu § 15 — Vorstand — 

Absatz 1 legt die Mindestzahl der Vorstandsmitglie- 
der fest. Ein Vorstand mit weniger als drei Mitglie- 
dern wäre nicht abstimmungsfähig. Sie brauchen 
nicht Verbandsmitglieder zu sein. 

Absatz 2 regelt die Aufgaben des Vorstandes. Die 
Vorschrift entspricht dem § 8 Abs. 1 der Verord- 
nung über die Bildung von Forstverbänden vom 
7. Mai 1943 (a. a. O.). 


Zu § 16 — Verbandsausschuß — 

Der Verbandsausschuß ist besonders für große und 
mitgliederstarke Forstbetriebsverbände gedacht. 
Sein Zweck besteht in der Entlastung der Verbands- 
versammlung und in einer laufenden Kontrolle der 
Verwaltungsgeschäfte des Vorstandes. 


Zu § 17 — Änderung der Satzung — 

Der Beschluß über eine Satzungsänderung erfordert 
in der Mitgliederversammlung eine Mehrheit von 
mindestens zwei Dritteln der Stimmen aller Mitglie- 
der (Absatz 1). Die Satzungsänderung bedarf der 


Genehmigung der nach Landesrecht zuständigen Be- 
hörde und wird mit ihrer öffentlichen Bekannt- 
machung wirksam (Absatz 2). Dieses Verfahren ent- 
spricht der Regelung in § 9 Abs. 2 und 3. 


Zu § 18 — Ausscheiden von Grundstücken — 

Der Forstbetriebsverband ist als Zusammenschluß 
von Grundstückseigentümern in der Rechtsform 
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts auf Dauer 
angelegt. Ein Eigentumswechsel soll grundsätzlich 
ohne Einfluß auf den Bestand des Zusammenschlus- 
ses bleiben. Daher muß das Ausscheiden von Grund- 
stücken auf besondere Ausnahmen beschränkt wer- 
den. Absatz 1 regelt die Fälle, in denen ein Grund- 
stück seiner forstwirtschaftlichen Nutzung oder Be- 
stimmung endgültig verlustig geht. Absatz 2 bezieht 
sich auf sonstige besondere Ausnahmefälle und sieht 
hierfür die Genehmigung der nach Landesrecht zu- 
ständigen Behörde vor. Sie ist zu versagen, wenn 
das Ausscheiden die Durchführung der Aufgabe des 
Forstbetriebsverbandes gefährden würde. Für die 
in § 8 Abs. 4 bezeichneten Grundstücke gebietet der 
Vorrang der besonderen öffentlichen Zwecke eine 
Ausnahmeregelung. Danach ist die Genehmigung zu 
erteilen, wenn die Nutzungsberechtigten es verlan- 
gen. 


Zu § 19 — Umlage, Beiträge — 

Die Abgaben der Mitglieder des Forstbetriebsver- 
bandes bestehen aus Umlagen und Beiträgen. Die 
Umlagen dienen zur Deckung des laufenden Ver- 
waltungskostenbedarfs des Forstbetriebsverbandes. 
Beiträge steilen dagegen ein Entgelt für bestimmte 
Zwecke oder Leistungen des Forstbe trieb sverbandes 
dar, die unter Umständen nur einem Teil der Mit- 
glieder zugute kommen. Beiträge können deshalb 
nur von den Begünstigten erhoben werden. 


Zu § 20 — Aufsicht — 

Die Aufsicht über den Forstbetriebsverband übt die 
nach Landesrecht zuständige Behörde aus. Der Ent- 
wurf sieht einige Genehmigungsvorbehalte im Rah- 
men der Rechtsaufsicht vor. Weitere Genehmigungs- 
vorbehalte sind an anderen Stellen des Entwurfs 
vorgesehen, z. B. in § 17 Abs. 2 (Genehmigung der 
Satzungsänderung). Die Vorschrift regelt die Auf- 
sicht nicht abschließend. Absatz 2 sieht deshalb vor, 
daß die Aufsicht über den Forstbetriebsverband sich 
im übrigen nach Landesrecht bestimmt. 


Zu § 21 — Verbands Verzeichnis — 

Die Führung eines Verbandsverzeichnisses ist für 
den Forstbetriebsverband unerläßlich. In dem Ent- 
wurf werden die Landesregierungen ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Näheres über die Anle- 
gung und Führung des Verbands Verzeichnisses zu 
bestimmen. Die Befugnis kann auf oberste Landes- 
behörden übertragen werden. 
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Zu § 22 — Auflösung des 

Forstbetriebsverbandes — 

Der Forstbetriebsverband soll nur unter erschwer- 
ten Bedingungen wieder aufgelöst werden können. 
Deshalb muß ein entsprechender Beschluß der Mit- 
gliederversammlung mit einer Mehrheit von minde- 
stens drei Vierteln der Stimmen aller Mitglieder 
gefaßt werden. Er bedarf im übrigen der Genehmi- 
gung der nach Landesrecht zuständigen Behörde. 

Abschnitt IV: Forstwirtschaftliche Vereinigungen 

Zu § 23 — Begriff und Aufgabe — 

Forstwirtschaftliche Vereinigungen sind wie die in 
den Abschnitten II und III geregelten Forstbetriebs- 
gemeinschaften und Forstbetriebsverbände eben- 
falls horizontale Zusammenschlüsse, allerdings auf 
einer höheren Ebene. Sie können nur anerkannte 
Forstbetriebsgemeinschaften, Forstbetriebsverbände 
oder nach Landesrecht gebildete Waldwirtschaftsge- 
nossenschaften oder ähnliche Zusammenschlüsse in 
der Forstwirtschaft zu Mitgliedern haben. Aus der 
Vorschrift des § 27 ergibt sich, daß auch die dort 
bezeichneten Zusammenschlüsse Mitglieder der 
Forstwirtschaftlichen Vereinigungen sein können. 
Der Rechtsnatur nach sind Forstwirtschaftliche Ver- 
einigungen privatrechtlich. Sie haben den ausschließ- 
lichen Zweck, auf die Anpassung der forstwirtschaft- 
lichen Erzeugung und des Absatzes von Forster- 
zeugnissen an die Erfordernisse des Marktes hinzu- 
wirken. Mit Rücksicht darauf dürfen Forstwirtschaft- 
liche Vereinigungen nur folgende Maßnahmen zur 
Aufgabe haben: 

1. Unterrichtung und Beratung der Mitglieder; 

2. Koordinierung des Absatzes forstwirtschaftlicher 
Erzeugnisse; 

3. marktgerechte Aufbereitung und Lagerung forst- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse und 

4. Beschaffung und Einsatz von Maschinen und Ge- 
räten. 

Danach kann der Abschluß von Holzverkaufsge- 
schäften und ihre Abwicklung nicht mehr Aufgabe 
einer Forstwirtschaftlichen Vereinigung sein, wohl 
aber die Vorbereitung und die Koordinierung des 
Absatzes einschließlich der marktgerechten Aufbe- 
reitung und Lagerung forstwirtschaftlicher Erzeug- 
nisse. Siehe auch § 26 Abs. 2 dieses Entwurfes, wo- 
rin bestimmt ist, daß eine anerkannte Forstwirt- 
schaftliche Vereinigung im Sinne dieses Gesetzes 
ihre Mitglieder bei der Preisbildung beraten und zu 
diesem Zweck gegenüber ihren Mitgliedern Preis- 
empfehlungen aussprechen darf. 

Forstwirtschaftliche Vereinigungen sind dazu be- 
stimmt, die Arbeit der Zusammenschlüsse erster 
Ordnung zu unterstützen und zu ergänzen. 

Zu § 24 — Anerkennung — 

Eine Forstwirtschaftliche Vereinigung bedarf der 
Anerkennung, um in den Genuß von Vergünstigun- 
gen zu gelangen. Sie wird durch die nach Landes- 


recht zuständige Behörde auf Antrag anerkannt, 
wenn sie die in Absatz 1 abschließend aufgezählten 
Voraussetzungen erfüllt. Hinsichtlich des Erforder- 
nisses nach Nummer 1 (juristische Person des Pri- 
vatrechts) gilt das zu den Forstbetriebsgemeinschaf- 
ten Gesagte entsprechend. Das gleiche gilt hinsicht- 
lich der Voraussetzung unter Nummer 2 (Eignung, 
auf die Anpassung der forstwirtschaftlichen Erzeu- 
gung und des Absatzes von Forsterzeugnissen nach- 
haltig hinzuwirken). Die gewählte Aufgabe, die 
räumliche Ausdehnung, die Organisation und die 
Ausstattung der Forstwirtschaftlichen Vereinigung 
müssen so beschaffen sein, daß der Zweck erreicht 
werden kann. Nummer 3 schreibt Mindestbedingun- 
gen für ihre Satzung oder ihren Gesellschaftsver- 
trag vor. Hinsichtlich der Voraussetzung unter Num- 
mer 4 (Wettbewerbsklausel) gelten die Ausführun- 
gen zu § 4 Abs.l Nr. 7 entsprechend. Absatz 2 be- 
zieht sich auf die Vorschriften des § 5 (Verleihung 
der Rechtsfähigkeit an Vereine) und auf § 6 (Wi- 
derruf der Anerkennung), die entsprechend auf 
Forstwirtschaftliche Vereinigungen anzuwenden 
sind. 

Abschnitt V: Beihilfen und Befreiung von Wettbe- 
werbsbeschränkungen 

Zu § 25 — Bestimmungszweck und Höhe 
der Beihilfen — 

Der mit diesem Entwurf verfolgte Zweck wird ange- 
sichts der gegenwärtigen, unbefriedigenden Ertrags- 
lage der meisten Forstbetriebe nur erreicht werden 
können, wenn für die Bildung forstwirtschaftlicher 
Zusammenschlüsse finanzielle Anreize gegeben wer- 
den. Insbesondere bedarf es gewisser Starthilfen bei 
Investitionen für die rationelle Betriebsgestaltung. 
Deshalb sieht der Entwurf in Absatz 1 staatliche Bei- 
hilfen für Erstinvestitionen vor, die der Verbesse- 
rung der forstwirtschaftlichen Erzeugung und der 
Förderung des Absatzes von Forsterzeugnissen 
dienen. Die Erstinvestitionen der Forstwirtschaft- 
lichen Vereinigungen müssen Tätigkeiten betreffen, 
die sie nach § 23 übernehmen können. Beihilfen für 
holzwirtschaftliche Maßnahmen können nach diesem 
Entwurf nicht gegeben werden. Die Beihlfe darf bei 
Zuschüssen bis zu 40 v. H. der Investitionskosten 
betragen. Die Höchstgrenze für Zuschüsse nimmt 
darauf Rücksicht, daß sich forstwirtschaftliche Maß- 
nahmen auf dem Erzeugungsgebiet erst nach vielen 
Jahren, meist erst nach Jahrzehnten auswirken und 
daß die unbefriedigende Ertragslage keine durch- 
greifende Besserung in absehbarer Zeit erwarten 
läßt. Einer Befristung dieser Förderung bedarf es 
nicht, da jeweils nur Beihilfen für Erstinvestitionen 
gegeben werden können. Eine zeitliche Begrenzung 
wäre andererseits auch nicht möglich, da der Ver- 
lauf des angestrebten Zusammenschlußprozesses 
zeitlich nicht vorherbestimmt werden kann. 

Absatz 2 sieht außerdem die Möglichkeit der Ge- 
währung von staatlichen Zuschüssen zu den Kosten 
der Verwaltung und der Beratung auf die Dauer 
von 15 Jahren in degressiver Höhe vor. Die Zu- 
schüsse dürfen in den ersten fünf Jahren bis zu 40 
V. H., in den folgenden fünf Jahren bis zu 30 v. H. 
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und für weitere fünf Jahre bis zu 20 v. H. der an- 
gemessenen Kosten betragen. Hinsichtlich der Höhe 
der Förderungssätze und der Dauer gelten die Aus- 
führungen zu Absatz 1 entsprechend. 

Allgemein gilt es, zu den Förderungsvorschriften 
noch folgendes zu beachten. Die Regelung paßt sich 
in den Rahmen und in die Konzeption des Gesetzes- 
vorhabens Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" ein. Sie ist 
deshalb auch bewußt nicht vollständig gehalten. Die 
nähere Bestimmung weiterer Einzelheiten soll dem 
Vollzug des erwähnten Gesetzes Vorbehalten blei- 
ben. Weiterhin darf darauf hingewiesen werden, daß 
die Regelung keine Rechtsansprüche auf Förderung 
begründet. Sie soll nur die Möglichkeit eröffnen, 
staatliche Beihilfen im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel zu gewähren. 

Die Bestimmung des Absatzes 3 erweitert die An- 
wendung der Absätze 1 und 2 auf die nach Landes- 
recht gebildeten öffentlich-rechtlichen Waldwirt- 
schaftsgenossenschaften und ähnliche Zusammen- 
schlüsse in der Forstwirtschaft, vorausgesetzt, daß 
ihre Aufgabe sich auf die Verbesserung der forst- 
wirtschaftlichen Erzeugung und des Absatzes von 
Forsterzeugnissen erstreckt und sie einen wesent- 
lichen Wettbewerb auf dem Holzmarkt bestehen las- 
sen. Siehe auch § 27 Abs. 1 und 2, worin bestimmte 
Zusammenschlüsse den entsprechenden Zusammen- 
schlüssen im Sinne dieses Gesetzes gleichgestellt 
werden. 


Zu § 26 — Befreiung 

von Wettbewerbsbeschränkungen — 

Die Vorschrift wurde aus dem Entwurf eines Ge- 
setzes zur Anpassung der landwirtschaftlichen Er- 
zeugung an die Erfordernisse des Marktes (Markt- 
strukturgesetz) — Drucksache V/3772 — sinngemäß 
übernommen und angepaßt. Bisher schränkt das Ge- 
setz gegen Wettbewerbsbeschränkungen die Mög- 
lichkeiten zur Bildung forstwirtschaftlicher Zusam- 
menschlüsse ein. So ist die Bereichsausnahme des 
§ 100 Abs. 7 eng gefaßt. Danach findet § 1 des Ge- 
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen keine 
Anwendung auf Beschlüsse von Vereinigungen forst- 
wirtschaftlicher Erzeugerbetriebe, soweit sie ohne 
Preisbindung die Erzeugung oder den Absatz forst- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse betreffen. Als Vereini- 
gungen forstwirtschaftlicher Erzeugerbetriebe sind 
Waldwirtschaftsgemeinschaften, Waldwirtschafts- 
genossenschaften, Forstverbände, Eigentumsgenos- 
senschaften und ähnliche Vereinigungen anzusehen, 
deren Wirkungskreis nicht oder nicht wesentlich 
über das Gebiet einer Gemarkung oder einer Ge- 
meinde hinausgeht und die zur gemeinschaftlichen 
Durchführung forstbetrieblicher Maßnahmen ge- 
bildet werden oder gebildet worden sind. Diese Vor- 
schrift hat sich bisher sehr hemmend ausgewirkt und 
würde es unmöglich machen, den mit diesem Ent- 
wurf verfolgten Gesetzeszweck zu erreichen. Des- 
halb soll § 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe- 
schränkungen keine Anwendung auf Beschlüsse von 
anerkannten Forstbetriebsgemeinschaften und von 
Forstbetriebsverbänden finden, soweit sie die forst- 


wirtschaftliche Erzeugung und den Absatz von Forst- 
erzeugnissen betreffen. Das gleiche gilt für die nach 
Landesrecht gebildeten öffentlich-rechtlichen Wald- 
wirtschaftsgenossenschaften und ähnliche Zusam- 
menschlüsse in der Forstwirtschaft, sofern sie einen 
wesentlichen Wettbewerb auf dem Holzmarkt be- 
stehen lassen (Absatz 1), 

Absatz 2 bezieht sich auf anerkannte Forstwirtschaft- 
liche Vereinigungen, denen es gestattet sein soll, 
ihre Mitglieder bei der Preisbildung zu beraten 
und zu diesem Zweck Preisempfehlungen gegenüber 
ihren Mitgliedern auszusprechen. 

Absatz 3 läßt im übrigen die Vorschriften des Ge- 
setzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen unbe- 
rührt. In den Fällen der Absätze 1 und 2 findet § 104 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
entsprechende Anwendung (Mißbrauchsaufsicht der 
Kartellbehörde bei Bereichsausnahmen). 

Die Vorschrift des § 26 Abs. 1 hat zur Folge, daß 
§ 100 Abs. 7 des Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen weiterhin für jene forstwirtschaft- 
lichen Zusammenschlüsse von Erzeugerbetrieben 
gilt, die nicht anerkannte Forstbetriebsgemein- 
schaften oder Forstbetriebsverbände im Sinne dieses 
Gesetzes sind, auch nicht durch § 26 Abs. 1 Satz 2 
einbezogen oder durch § 27 gleichgestellt sind. 

Abschnitt VI: Ergänzende Vorschriften 

Zu § 27 — Sonstige Zusammenschlüsse in der 
Forstwirtschaft — 

In Absatz 1 und 2 werden bestimmte bestehende 
Zusammenschlüsse den Forstbetriebsverbänden 
bzw. den anerkannten Forstbetriebsgemeinschaften 
gleichgestellt. Bei den Forstverbänden, die nach der 
Verordnung über die Bildung wirtschaftlicher Zu- 
sammenschlüsse in der Forstwirtschaft vom 7. Mai 
1943 (Reichsgesetzbl. I S. 298) entstanden sind, ist 
das ohne Einschränkung gerechtfertigt. Die nach 
Landesrecht bisher anerkannten forstwirtschaft- 
lichen Zusammenschlüsse des privaten Rechts ste- 
hen den anerkannten Forstbetriebsgemeinschaften 
gleich, bis sie nach § 4 dieses Entwurfes ausdrück- 
lich anerkannt sind, längstens jedoch drei Jahre 
nach Inkrafttreten des Gesetzes. Durch diese be- 
fristete Gleichstellung soll verhindert werden, daß 
diese den Forstbetriebsgemeinschaften vergleich- 
baren Zusammenschlüsse von den Vergünstigungen 
nach diesem Gesetz und anderen Rechtsvorschriften 
ausgeschlossen bleiben und in ihrer Arbeit gestört 
werden. Andererseits sollen diese Zusammen- 
schlüsse Gelegenheit erhalten, sich innerhalb der 
gesetzten Frist weiterzuentwickeln und die An- 
erkennung als Forstbetriebsgemeinschaft zu er- 
werben. 

Nach Absatz 3 bleiben im übrigen die landesrecht- 
lichen Vorschriften über Zusammenschlüsse in der 
Forstwirtschaft unberührt. 

Zu § 28 — Auskunftspflicht — 

Nach Absatz 1 können die zuständigen Behörden zur 
Durchführung der ihnen nach diesem Gesetz oder 
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durch Rechtsverordnung auf Grund dieses Gesetzes 
übertragenen Aufgaben von natürlichen und juri- 
stischen Personen und nicht rechtsfähigen Personen- 
vereinigiingen die erforderlichen Auskünfte ver- 
langen. 

Um zu vermeiden, daß den Auskunftspflichtigen 
Nachteile entstehen, ist in Absatz 2 ein Auskimfts- 
verweigenmgsrecht für den Fall vorgesehen, daß 
der Auskunftspflichtige durch die Erteilung der Aus- 
kunft sich oder einen Angehörigen der Gefahr 
strafrechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens 
nach dem Gesetz über Ordnungs Widrigkeiten aus- 
setzen würde. 

Absatz 3 

Nach § 179 der Reichsabgabenordnung sind Behör- 
den und Beamte gegenüber den Finanzämtern nicht 
zur Verschwiegenheit verpflichtet. Sie müssen also 
u. U. den Finanzämtern Auskunft über Tatsachen 
erteilen, die sie bei den vorbereitenden Tätigkeiten 
zur Bildimg forstwirtschaftlicher Zusammenschlüsse 
oder bei der Wahrnehmung anderer Aufgaben nach 
diesem Gesetz erfahren haben. Dies könnte die Mit- 
wirkung der Betroffenen erheblich beeinträchtigen. 
§ 179 der Reichsabgabenordnung soll daher im Rah- 
men des vorliegenden Gesetzes keine Anwendung 
finden. 

Steuervergehen, die Behörden oder Beamte dienst- 
lich erfahren, haben sie nach § 189 der Reichs- 
abgabenordnung den Finanzämtern mitzuteilen. 
Diese Mitteilungspflicht soll auch bei Anwendung 
des vorliegenden Gesetzes aufrechterhalten bleiben. 
Dabei wird es sich indessen nur um Sachverhalte 
handeln können, aus denen sich eindeutig ein 
Steuervergehen ergibt, da anderenfalls der Beamte 
sich einer Strafverfolgung wegen Verletzung der 
Geheimhaltimgspflicht nach § 29 aussetzen könnte. 
Die Vorschrift ist § 77 Abs. 2 des Entwurfs eines 
Städtebau- und Gemeindeentwicklungsgesetzes — 
Drucksache V/3505 — nachgebildet und weicht von 
der entsprechenden Vorschrift des Marktstruktur- 
gesetzentwurfes ab, um die Ausnahme gegenüber 
der Reichsabgabenordnimg auf ein Minimum zu 
begrenzen. 

Zu § 29 — Verletzung der Geheimhaltungspflicht — 
Absatz 1 

Die Auskunftspflichtigen müssen gegen eine un- 
befugte Weitergabe der nach § 28 Abs. 1 gege- 
benen Auskünfte geschützt werden. § 29 begründet 


eine Schweigepflicht für die dort bezeichneten Per- 
sonen und stellt die Verletzung der Pflicht unter 
Strafe. Wann die Offenbarung eines Geheimnisses 
unbefugt ist, richtet sich nach den allgemeinen 
Grundsätzen des Strafrechts. Durch den in Absatz 1 
vorgesehenen Strafrahmen wird die Möglichkeit 
geschaffen, dem Ausmaß der Pflichtverletzung 
Rechnung zu tragen, das sehr unterschiedlich sein 
kann. 

Absatz 2 erfaßt die Fälle, in denen die Verletzung 
der Schweigepflicht besonders strafwürdig ist. Die 
Vorschrift ist ähnlichen Vorschriften nachgebildet, 
die in anderen Gesetzen enthalten sind, z. B. in § 13 
des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke 
vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) 
und § 44 Abs. 4 und § 45 des Außenwirtschafts- 
gesetzes vom 18. April 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 481). 

Nach Absatz 3 wird die Tat nur auf Antrag des Ver- 
letzten verfolgt. 

Zu § 30 — Verletzung der Auskimftspflicht — 

Wer entgegen § 28 Abs. 1 vorsätzlich oder fahrläs- 
sig eine Auskunft verweigert, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt, handelt 
ordnimgswidrig. Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße bis zu zwanzigtausend Deutsche 
Mark geahndet werden. 


Abschnitt VII: Schluß vor Schriften 

Zu § 31 — Geltung in Berlin — 

Durch diese Vorschrift ist sichergestellt, daß das 
Gesetz auch für das Land Berlin in Kraft gesetzt 
wird. 

Zu § 32 — Inkrafttreten, Aufhebung von 
Vorschriften — 

Absatz 1 

Das Gesetz soll mit dem Beginn des Haushalts- 
jahres 1970 in Kraft treten. 

Absatz 2 

regelt die Aufhebung entbehrlich werdender Rechts- 
vorschriften zum gleichen Zeitpunkt. Auf den All- 
gemeinen Teil, Abschnitt II Nr. 1 — Zielsetzimg und 
Inhalt des Gesetzes — dieser Begründung wird 
Bezug genommen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1 . Entschließung 

Der Bundesrat weist auf die Notwendigkeit 
hin, die Vorlage ebenso wie schon das Markt- 
strukturgesetz — vgl. Drucksache 103/69 (Be- 
schluß) — an die Rechtslage anzupassen, die 
sich mit dem Inkrafttreten der Finanzreform ab 
1970 ergeben wird. Insbesondere wird im wei- 
teren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen sein, 
ob die Förderungsbestimmungen des Gesetz- 
entwurfs aufrechterhalten bleiben können, wenn 
die Maßnahmen zur Verbesserung der Markt- 
struktur in der Forstwirtschaft — wie im Aus- 
führungsgesetzentwurf der Bundesregierung 
(Drucksadie 688/68) vorgesehen — Gemein- 
schaftsaufgabe werden. Nach Auffassung des 
Bundesrates stellt sich u. a. die Frage, ob eine 
Bindung des Planungsausschusses bei der Auf- 
stellung der Rahmenpläne durch bundesgesetz- 
liche Normen nach Artikel 74 Nr. 17 des Grund- 
gesetzes zulässig ist. 

2, § 2 

§ 2 ist wie folgt zu ergänzen: 

„und den Absatz von Forsterzeugnissen den 
Erfordernissen des Marktes anzupassen". 

Begründung 

Die Ergänzung ergibt sich folgerichtig aus der 
Aufzählung der Aufgaben in §§ 3 und 25. 

3. § 3 

a) In Nummer 1 sind die Worte „sowie der 
einzelnen forstlichen Vorhaben" durch die 
Worte „oder Festlegung eines gemeinschaft- 
lichen Betriebsplanes" zu ersetzen. 

Begründung 

Die gestrichenen Worte sind überflüssig und 
führen zudem zu Abgrenzungsschwierigkei- 
ten zu § 3 Nr. 2. Im übrigen sollte der Grün- 
dung von Waldwirtschaftsgenossenschaften 
nach Landesrecht ebenso wie im Gründungs- 
verfahren für die Forstbetriebsverbände die 
Aufforderung vorgeschaltet werden, einen 
freiwilligen Zusammenschluß zu gründen. 
Damit die Form der Forstbetriebsgemein- 
schaft gewählt werden kann, muß die Haupt- 
aufgabe der Waldwirtschaftsgenossenschaft, 
nämlich der Betriebsplan, in den Aufgaben- 
katalog aufgenommen werden. 

b) In Nummer 2 sind die Worte „der einzelnen" 
durch das Wort „von" zu ersetzen. 


Begründung 

Die Abstimmung aller einzelnen forstlichen 
Vorhaben verhindert die Bildung von lei- 
stungsstarken Holzabsatzgemeinschaften. 
Voraussetzung dazu ist eine große Holz- 
flächenbasis und damit in schlecht struktu- 
rierten Gebieten eine hohe Mitgliederzahl. 
Bestehende große Holzabsatzgemeinschaften 
könnten nicht anerkannt werden. 

c) In Nummer 3 sind die Worte „von Forstkul- 
turen" durch die Worte „der Forstkulturen" 
zu ersetzen. 

Begründung 

Die nur gelegentliche Ausführung einzelner 
Forstkulturen sollte als Mindestaufgabe für 
die Anerkennung nicht ausreichen. 

d) In Nummer 4 sind die Worte „und anderen 
Einrichtungen für die Holzbeförderung" zu 
streichen. 

Begründung 

Bau und Unterhaltung von Wegen sollte als 
Mindestvoraussetzung für die Anerkennung 
genügen. 

4. § 8 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Ein Forstbetriebsverband kann nur 
gebildet werden 

1. für forstwirtschaftlich ungünstig 
strukturierte Gebiete, 

2. für andere Gebiete, soweit Auf- 
gaben nach § 3 die Übernahme 
langfristiger Verbindlichkeiten 
oder ständig wiederkehrender 
Lasten erforderlich machen." 

Begründung 

Die Formulierung „besonders ungünstig 
strukturierte Gebiete" kann zu Abgren- 
zungsschwierigkeiten führen. 

Auch in Gebieten, die nicht ungünstig struk- 
turiert sind, kann ein Bedürfnis zur Grün- 
dung öffentlich-rechtlicher Verbände, z. B. 
als Träger für den Bau von Wegen, beste- 
hen, für die langfristig Verbindlichkeiten 
übernommen werden müssen. 

b) In Absatz 2 Nr. 3 sind die Worte „die Bil- 
dung beantragen" durch die Worte „der Bil- 
dung zustimmen" zu ersetzen. 
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Begründung 

Es sollte genügen, daß die vorgeschriebene 
qualifizierte Mehrheit der beteiligten Grund- 
besitzer der Bildung des Zusammensdilus- 
ses zustimmt. Das Erfordernis eines ausdrück- 
lichen Antrags einer so großen Zahl Beteilig- 
ter kann zu erheblichen verwaltungsmäßigen 
Schwierigkeiten führen. 

c) An Absatz 2 Nr. 4 ist folgender Satz anzufü- 
gen; 

„In den Fällen des § 8 Abs. 1 Nr. 2 kann von 
der Aufforderung abgesehen werden." 

Begründung 

Für bestimmte Vorhaben, z. B. Bau und Un- 
terhaltung von Wegen, kann die Organisa- 
tionsform des Forstbetriebsverbandes von 
vornherein zweckmäßiger sein als die einer 
juristischen Person des Privatrechts. In der- 
artigen Fällen sollte es deshalb auch mög- 
lich sein, von einer „Aufforderung" nach 
Absatz 2 Nr. 4 abzusehen. 

5. § 14 

In Absatz 3 ist der letzte Satz wie folgt zu 
fassen: 

„Die Verbands Versammlung beschließt mit 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit in 
diesem Gesetz oder in der Satzung nichts an- 
deres bestimmt ist." 

Begründung 

Bei der vorgesehenen Stimmenmehrheit ist nicht 
gewährleistet, daß notwendige Beschlüsse in 
jedem Fall zustande kommen. Außerdem sollte 
dem Verband die Möglichkeit gelassen wer- 
den, in der Satzung einen anderen Abstim- 
mungsmodus vorzusehen. 

6. § 23 

In Absatz 1 sind die Worte „in der Forstwirt- 
schaft" durch die Worte „einschließlich der 
Gemeinschaftsforsten" zu ersetzen. 

Begründung 

Der Regierungsentwurf läßt nicht klar erken- 
nen, daß auch die Gemeinschaftsforsten von der 
Vorschrift erfaßt werden sollen. 

7. § 24 

Nach Absatz 1 ist folgender Absatz 1 a einzu- 
fügen: 

„(1 a) Die nach Landesrecht zuständige Be- 
hörde kann bei Anerkennung den Beitritt ein- 
zelner Waldbesitzer, die nicht Mitglied einer 
Forstbetriebsgemeinschaft oder eines Forst- 
betrieb sverbandes sein können, zu der Forst- 
betriebsvereinigung zulassen." 


Begründung 

Auf größere Forstbetriebe sind die Vorschriften 
der §§ 2 ff. nicht zu geschnitten. Es sollte nicht 
ausgeschlossen werden, daß auch diese Betriebe 
den forstwirtschaftlichen Vereinigungen beitre- 
ten können. 

8. § 25 

In Absatz 3 sind die Worte „in der Forstwirt- 
schaft" durch die Worte „einschließlich der Ge- 
meinschaftsforsten" zu ersetzen. 

Begründung 

Vgl. die Begründung zur Änderung in § 23 
Abs. 1. 

9. § 27 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu ergänzen: 

„ , soweit deren Zweck sich nicht ganz oder 
überwiegend auf die Einstellung von Per- 
sonal beschränkt." 

Begründung 

Es bestehen Forstverbände aufgrund der 
Verordnung von 1943, deren Aufgabe sich 
ganz oder überwiegend auf die Anstellung 
von forstlichem Fachpersonal beschränkt. 
Es erscheint nicht gerechtfertigt, auch solche 
bestehenden Verbände zu fördern. 

b) An Absatz 2 ist folgender Satz anzufügen: 

„Das gleiche gilt für nicht förmlich aner- 
kannte Zusammenschlüsse des privaten 
Rechts, wenn die nach Landesrecht zustän- 
dige Behörde feststellt, daß diese Zusammen- 
schlüsse bisher mindestens die Vorausset- 
zungen des § 3 und des § 4 Abs. 1 Nr. 1, 2, 
6 und 7 erfüllt haben und gefördert worden 
sind." 

Begründung 

In einzelnen Bundesländern gibt es für forst- 
wirtschaftliche Zusammenschlüsse des priva- 
ten Rechts kein förmliches Anerkennungs- 
verfahren, so daß diese unter Umständen 
nicht in den Genuß von Vergünstigungen 
nach diesem Gesetz kommen, obgleich sie 
nach Rechtsform, Aufgabenstellung und 
Funktion den nach Landesrecht anerkannten 
Zusammenschlüssen des privaten Rechts ver- 
gleichbar sind. 

c) Absatz 3 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens sollte geprüft werden, ob nicht nach 
Landesrecht gesdiaffene forstwirtschaftliche 
kommunale Zweckverbände in das Gesetz 
einbezogen werden müßten, um auch sie in 
den Genuß der im Gesetz vorgesehenen Ver- 
günstigungen gelangen zu lassen. 
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Nach landesreditllchen Bestimmungen beste- 
hen bereits seit längerer Zeit Zusammen- 
schlüsse in der Forstwirtschaft auf kommuna- 
ler Ebene als Zweckverbände. Diese würden 
nach § 27 Abs. 3 des Gesetzentwurfs als Kör- 
perschaften sui generis weiter bestehen, ohne 
in den Genuß der Vergünstigungen des Ge- 
setzes zu kommen. Dies wäre nicht ange- 
bracht. Die bestehenden kommunalen Zweck- 
verbände auf dem Gebiet der Forstwirtschaft 
müßten daher als Forstbetriebsverbände im 
Sinne des Gesetzentwurfs anerkannt werden 
können. 

10. § 28 

Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Gegen die hier vorgesehene Regelung, daß die 
in Erfüllung von Auskunftspflichten erlangten 
Kenntnisse und Unterlagen nicht für ein Be- 
steuerungsverfahren usw. verwendet werden 
dürfen, bestehen ebenso wie schon im Fall des 
Marktstrukturgesetzes — vgl. Drucksache 
103/69 (Beschluß) — nicht unerhebliche Beden- 
ken. Die Vorschrift durchbricht den Grundsatz 
des Artikels 35 GG, wonach alle Behörden ver- 
pflichtet sind, sich gegenseitig Rechts- und Amts- 
hilfe zu leisten. Diese Pflichten dürfen nur aus- 
nahmsweise für solche Fälle gesetzlich einge- 
schränkt werden, in denen ein besonders schutz- 
würdiges Interesse an der Geheimhaltung zur 
Abwendung von Schäden für die Allgemeinheit 
besteht. Auch die Zielsetzung der Vorlage, die 
Lage der Forstwirtschaft zu verbessern, vermag 


ein solches Interesse nicht zu begründen. Es ist 
nicht einzusehen, daß diese Auskünfte, die der 
Gewährung von staatlichen Ausgaben (Bei- 
hilfen) dienen, bei der Erhebung von staatlichen 
Einnahmen (Steuern) nicht berücksichtigt wer- 
den sollen. 

11. § 32 

a) In Absatz 2 sind nach den Eingangsworten 
„Gleichzeitig treten" die Worte „ , unbe- 
schadet der Absätze 3 und 4," einzufügen. 

b) Folgende Absätze 3 und 4 sind anzufügen: 

„ (3) Auf die nach den in Absatz 2 genann- 
ten Vorschriften gegründeten Forst verbände 
sind die Bestimmungen dieses Gesetzes über 
die Forstbetriebsverbände anzuwenden, so- 
bald ihre Satzungen den Bestimmungen die- 
ses Gesetzes angepaßt sind. Bis zu diesem 
Zeitpunkt bleiben die bestehenden Satzun- 
gen der Forstverbände und die ihnen zu- 
grunde liegenden gesetzlichen Vorschriften 
in Kraft. 

(4) Die in Absatz 3 genannten Forstver- 
bände haben ihre Satzungen innerhalb von 
drei Jahren nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes mit dessen Bestimmungen in Ein- 
klang zu bringen. Kommt die Satzungsände- 
rung bis zum Ablauf dieser Frist nicht zu- 
stande, kann die nach Landesrecht zuständige 
Behörde die geänderte Satzung erlassen." 

Begründung zu a) und b) 

Es handelt sich um eine notwendige Überlei- 
tungsvorschrift in Ergänzung des § 27. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. (Entschließung) 

Es soll geprüft werden, ob und inwieweit der Ent- 
wurf des Gesetzes an die Rechtslage anzupassen 
ist, die sich mit dem Inkrafttreten der Finanzreform 
und des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes" ab 1970 ergeben wird. 


Zu 2. (§ 2) 

Dem Ergänzungsvorschlag wird widersprochen. Er 
hätte eine Einschränkung des umfassenden Begriffs 
„Bewirtschaftung" zur Folge und wäre mit dem Auf- 
gabenkatalog des § 3 nicht vereinbar. Auch der Hin- 
weis auf § 25 ist nicht stichhaltig, weil dort zur Klar- 
stellung des Förderungszwecks nicht wie in § 2 
allgemein von der „Bewirtschaftung der angeschlos- 
senen Grundstücke", sondern detailliert von „der 
Verbesserung der forstwirtschaftlichen Erzeugung 
und der Förderung des Absatzes von Forsterzeug- 
nissen" die Rede ist. 


Zu 3. (§ 3) 

Zu a) (Nr. 1) 

Die Bundesregierung widerspricht der Streichung der 
Worte „sowie der einzelnen forstlichen Vorhaben", 
weil dann nur die Abstimmung der Betriebs- und 
Wirtschaftsplanung der einzelnen Grundstücksbe- 
sitzer, nicht aber die Koordinierung der dem Vollzug 
dienenden Maßnahmen in sachlicher, zeitlicher und 
räumlicher Hinsicht sichergestellt wäre. 

Die Ergänzung der Nr. 1 durch Aufnahme der Alter- 
native „Festlegung eines gemeinschaftlichen Be- 
triebsplans" hält die Bundesregierung für wirkungs- 
los, weil die Wahl dieser Aufgabe im Belieben der 
Grundbesitzer stünde. 

Schließlich ist die in Nr. 1 umrissene Aufgabe eine 
Mindestbedingung. Es ist nicht ausgeschlossen, frei- 
willig darüber hinauszugehen und z. B. „die Fest- 
legung eines gemeinschaftlichen Betriebsplanes" als 
Aufgabe zu wählen. Im übrigen ist die gesetzliche 
Regelung für Waldwirtschaftsgenossenschaften mit 
dem spezifischen Merkmal „gemeinsamer Betriebs- 
plan" den Ländern überlassen. 

Zu b) (Nr. 2) 

Dem Bundesrat wird darin zugestimmt, daß das Er- 
fordernis, alle forstlichen Vorhaben abzustimmen, 
die Bildung leistungsstarker Holzabsatzgemein- 
schaften verhindern kann. Andererseits erfordert 
der gemeinsame Absatz des Holzes durch die Forst- 


betriebsgemeinschaft eine zeitliche und räumliche 
Abstimmung sehr wesentlicher forstlicher Maßnah- 
men, z. B. auf den Gebieten des Waldbaues, des 
Wegebaues, der Holzernte und der Bereitstellung 
des Holzes. Bei einer Änderung der Nr. 2 gemäß 
der Stellungnahme des Bundesrates besteht die von 
ihm selbst in der Begründung unter 3. c) erwähnte 
Gefahr, daß die Abstimmung forstlicher Vorhaben 
„nur gelegentlich", d. h. nicht ausreichend im Sinne 
des Gesetzeszwecks erfolgt. Damit würde die 
Absatzfunktion zu einseitig im Vordergrund stehen. 
Hiergegen bestehen wettbewerbspolitische Beden- 
ken. Unter Berücksichtigung der dargelegten Ge- 
sichtspunkte könnte die Nummer 2 im weiteren Ge- 
setzgebungsverfahren wie folgt geändert werden: 
„Abstimmung der für die forstwirtschaftliche Erzeu- 
gung wesentlichen Vorhaben und Absatz des Hol- 
zes," 

Zu c) (Nr. 3) 

Die Bundesregierung erhebt keine Einwendungen. 
Zu d) (Nr. 4) 

Gegen die Streichung bestehen keine Einwendungen, 

Zu 4. (§ 8) 

Zu a) (Absatz 1) 

Gegen den Vorschlag des Bundesrates bestehen fol- 
gende Bedenken: Das in der neuen Nummer 1 vorge- 
schlagene Merkmal „ungünstig strukturierte Ge- 
biete" führt in der Praxis wegen des Fehlens be- 
stimmter Kriterien zu größeren Abgrenzungsschwie- 
rigkeiten als das Merkmal „besonders ungünstig 
strukturierte Gebiete", weil der Übergang zu an- 
deren Gebieten im ersten Fall fließender und der 
Unterschied weniger eindeutig ist. Im Hinblick auf 
die nur durch das öffentliche Interesse gerechtfer- 
tigte gesetzliche Möglichkeit der Einbeziehung einer 
widerstrebenden Minderheit von Grundstücksbesit- 
zern (vgl. § 8 Abs. 2 Nr. 3 des Entwurfs) und mit 
Rücksicht darauf, daß der Entwurf in erster Linie 
auf die Bildung leistungsfähiger, freiwilliger Zusam- 
menschlüsse abgestellt ist, sollte die Bildung von 
Forstbetriebsverbänden als Körperschaften des 
öffentlichen Rechts regelmäßig auf besonders un- 
günstig strukturierte Gebiete beschränkt bleiben. 
Dabei würde die Abgrenzung erleichtert, wenn vor- 
nehmlich auf die Besitzzersplitterung und die Ge- 
mengelage der Grundstücke abgestellt wird. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene neue Nummer 2 
würde dazu führen, daß Forstbetriebsverbände aller- 
orts und für alle Aufgaben nach § 3 gebildet werden 
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könnten, da fast alle Aufgaben nach § 3 mit der 
Übernahme langfristiger Verbindlichkeiten oder 
ständig wiederkehrender Lasten verbunden sein 
können. Abgesehen davon, daß nähere Kriterien für 
derartige Verbindlichkeiten und Lasten kaum zu 
finden sind, reichen diese zur Rechtfertigung des 
für einen (öffentlidi-reditlichen) Verband erforder- 
lichen öffentlichen Interesses nicht aus. Es könnte 
jedoch außerhalb besonders ungünstig strukturierter 
Gebiete bejaht werden für Forstbetriebsverbände, 
deren Aufgabe sich auf Wegebau, Wegeunterhal- 
tung und Forstschutz erstredet und beschränkt. 

Hiernach könnte folgende Neufassung des Absat- 
zes 1 erwogen werden: 

„(1) Ein Forstbetriebsverband kann nur gebildet 
werden 

1. für Gebiete, die vornehmlich infolge Besitzzer- 
splitterung und Gemengelage der Grundstücke 
verschiedener Eigentümer forstwirtschaftlich be- 
sonders ungünstig strukturiert sind, oder 

2. für die Aufgabe des Wegebaues, der Wegeunter- 
haltung und des Forstschutzes." 

Zu b) (Absatz 2 Nr. 3) 

Die Bundesregierung erhebt keine Einwendungen, 
empfiehlt jedoch, schriftliche Zustimmung vorzu- 
sehen. 

Zu c) (Absatz 2 Nr. 4) 

Die Bundesregierung rät von der Einfügung des 
Satzes 2 ab, da in jedem Falle zunächst die Bildung 
eines freiwilligen Zusammenschlusses versucht wer- 
den sollte. Sie hält die Einfügung allenfalls dann für 
vertretbar, wenn die neue Nummer 2, wie zu a) 
dargelegt, eingeschränkt wird. 


Zu 5. (§ 14) 

Die Bundesregierung erhebt keine Einwendungen. 


Zu 6. (§ 23) 

Die Bundesregierung erhebt keine Einwendungen. 


Zu 7. (§ 24 neuer Absatz 1 a) 

Die Bundesregierung erhebt sachlich keine Einwen- 
dungen, schlägt jedoch vor, entsprechend dem 
Sprachgebrauch des Gesetzentwurfs das Wort 
„Waldbesitzer" durch das Wort „Grundbesitzer", 
und das Wort „Forstbetriebsvereinigung" durch die 
Worte „Forstwirtschaftliche Vereinigung" zu er- 
setzen. 


Zu 8. (§ 25) 

Die Bundesregierung erhebt keine Einwendungen. 


Zu 9. (§27) 

Zu a) (Absatz 1) 

Die Bundesregierung erhebt keine Einwendungen. 
Zu b) (Absatz 2) 

Die Bundesregierung erhebt keine Einwendungen. 
Zu c) 

Die Frage, ob kommunale Zweckverbände in das 
Gesetz einzubeziehen sind, soll im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren geprüft werden. 


Zu 10. (§ 28 Abs. 3) 

Dem Streichungsvorschlag des Bundesrates wird aus 
den zur Begründung dieser Vorschrift dargelegten 
Gründen widersprochen. 


Zu 11. (§ 32) 

Zu a) und b) (Absätze 2 bis 4) 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen des 
Bundesrates zu. 
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